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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Rheumabericht der Bundesregierung 

über die erzielten Ergebnisse zur Rheumabekämpfung 


I. Vorbemerkung 

Der Deutsche Bundestag hat den Bericht der Bundes- 
regierung über Maßnahmen zur Rheumabekämpfung 
(Drucksachen 8/3625, 8/3693) vom 30. Januar 1980 in 
seiner 228. Sitzung am 2. Juh 1980 zur Kenntnis ge- 
nommen und hierzu die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (Drucksa- 
che 8/4298) einstimmig angenommen. Darin wird in 
Ziffer 11 die Bundesregierung aufgefordert, den Be- 
richt über Maßnahmen zur Rheumabekämpfung fort- 
züschreiben und bis zum 31. Dezember 1983 über die 
eingeleiteten Maßnahmen zu den von ihr auf gezeig- 
ten Schwachstellen sowie bis zum 31. Dezember 1986 
über die erzielten Ergebnisse zu berichten. Dem er- 
sten der beiden Berichts auf träge ist die Bundesregie- 
rung mit dem Bericht über die eingeleiteten Maßnah- 
men zur Rheumabekämpfung vom 30. Dezember 
1983 (Drucksache 10/850) nachgekommen. Zu die- 
sem Bericht hat der Deutsche Bundestag die Be- 
schlußempfehlung des Ausschusses für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit (Drucksache 10/2736, s. Anlage) 
in seiner 120. Sitzung am 7. Februar 1985 einstimmig 
angenommen. Mit seiner Entschließung fordert der 
Deutsche Bundestag die Bundesregierung auf, bei der 
weiteren Fortschreibung des Rheuma-Berichtes ihre 
Aufmerksamkeit insbesondere auf folgende Bereiche 
zu richten: 

— Die Entwicklung und Erprobung von Früherken- 
nungs- und Frühdiagnoseverfahren bei rheumati- 
schen Erkrankungen, 

— die Erforschung der komplexen Zusammenhänge 
zwischen Arbeitsplatz und rheumatischen Erkran- 
kungen von Arbeitnehmern, 


— die verstärkte Berücksichtigung der Rheumatolo- 
gie in der ärztlichen Ausbildung, 

— die Erprobung integrierter Versorgungsmodelle 
für Rheumakranke mit nahtlosem Übergang zwi- 
schen stationärer und ambulanter Behandlung, 

— die berufliche Rehabilitation von Rheumakranken. 

ln Ziffer 12 der Entschließung wird festgelegt, daß 
in Abänderung des Prüfungsauftrages in der Be- 
schlußempfehlung des Deutschen Bundestages vom 
18. Juni 1980 (Drucksache 8/4298) der Bericht der 
Bundesregierung über die erzielten Ergebnisse der 
Rheumabekämpfung erst zum 31. Dezember 1987 
vorgelegt werden soll. 

Auch mit dieser Entschließung wendet sich der Bun- 
destag nicht nur an die Bundesregierung, sondern 
appelliert auch an die Länder, Kommunen, Universi- 
täten und andere Institutionen, sich für bestimmte 
Verbesserungen auf dem Gebiet der Rheumabe- 
kämpfung einzusetzen. Soweit die Bundesregierung 
nicht selbst aufgefordert war, hat sie nach Veröffent- 
lichung der o. g. Entschließung sowohl die Länder als 
auch die sonstigen betroffenen Institutionen über die 
jeweiligen Anliegen des Bundestages informiert und 
gebeten, diesen zu entsprechen. 

Der Bericht enthält Aussagen über die Aktivitäten 
hinsichtlich der in den Ziffern 1 bis 1 1 der Entschlie- 
ßung vom 7. Februar 1985 angesprochenen Themen. 
Dabei wird auch über ausstehende Ergebnisse zu den 
Themen der Ziffern 3 bis 10 der Drucksache 8/4298 
berichtet, zu der die Bundesregierung den o, g. Zwi- 
schenbericht vom 30. Dezember 1983 vorgelegt hatte 
(Drucksache 10/850). 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit vom 8. Dezember 
1987 gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 7. Februar 1985 — Drucksache 10/2736, 
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Anlage zur „Vorbemerkung“ (Beschlußempfehlung aus Drucksache 10/2736) 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschheßen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei der Fortschreibung des Rheumaberich- 
tes verstärkt folgende Punkte zu berücksichtigen: 

1. Im Rahmen des Programms „Forschung und Entwicklung im Dienste der Ge- 
sundheit" soll die Bundesregierung der Entwicklung und Erprobung von Früh- 
erkennungs- und Frühdiagnoseverfahren bei rheumatischen Erkrankungen 
verstärkt Aufmerksamkeit schenken. Eine rechtzeitige und richtige Diagnose 
rheumatischer Erkrankungen in ihren Frühstadien ermöghcht eine gezieltere 
Behandlung und führt zu einem Behandlungsergebnis, das eine schnellere Wie- 
dereinghederung in das soziale und berufliche Umfeld zuläßt. Dabei sind auch 
unkonventionelle, alternative Behandlungsmethoden zu berücksichtigen. 

2. Im Rahmen des Programms „Humanisierung des Arbeitslebens" ist der Erfor- 
schung der komplexen Zusammenhänge zwischen Arbeitsplatz und rheumati- 
schen Erkrankungen von Arbeitnehmern eine besondere Beachtung zu schen- 
ken. Denn nur die Aufdeckung der Ursachen rheumatischer Erkrankungen bei 
besonderen Arbeitsplatzbedingungen kann zu der notwendigen Änderung der 
Arbeitsplätze im Sinne einer humanen Arbeitswelt beitragen. 

3. Die Bundesregierung wird insbesondere auf gefordert, die Grundlagenfor- 
schung im Bereich der rheumatischen Krankheiten verstärkt in ein Schwer- 
punktprogramm mit klar erkennbarer Gesamtkonzeption aufzunehmen und 
auszuweiten. 

4. Die Bundesregierung wird daher auf gefordert, sich über die Länder für entspre- 
chende Maßnahmen an geeigneten Hochschulen einzusetzen, um dadurch zu- 
gleich auch eine verstärkte Berücksichtigung der Rheumatologie in der Lehre zu 
ermöglichen. 

5. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, die Rheumatologie als Gesamtkomplex 
in der Approbationsordnung für Ärzte und gegebenenfalls in der Prüfungsord- 
nung in Anlehnung an das Schweizer Modell zu berücksichtigen, um dadurch 
notwendiges Basiswissen über die rheumatischen Erkrankungen dem nieder- 
gelassenen Arzt vermitteln zu können. Hierbei ist zu prüfen, wie die Zusam- 
menarbeit von Universität und Rheumakliniken zu verbessern ist. 

6. Die Bundesregierung wird aufgefordert, im Zusammenhang mit der Novellie- 
rung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes die Verteilung der Finanzhilfen 
von Bund und Ländern bei der Durchführung von Modellmaßnahmen zur Besei- 
tigung unterschiedhcher gesundheiüicher Verhältnisse und zur Beseitigung 
einer regionalen Unterversorgung mit länderübergreifendem Charakter neu zu 
regeln. 

7. Integrierte Versorgungsmodelle für Rheumakranke mit nahtlosem Übergang 
zwischen stationärer und ambulanter Behandlung sowie fachübergreifender 
Zusammenarbeit aller an der Behandlung beledigten Fachdisziphnen, ergänzt 
durch eine wohnortnahe Betreuung, sollten modellhaft erprobt werden, wobei 
auch die Zuständigkeit der Träger in Leistungsfällen eindeutig zu klären ist. 

8. Alle an der Versorgung von Rheumakranken beteiligten Fachdisziphnen und 
Institutionen werden aufgefordert, enger zusammenzuarbeiten. Damit soll er- 
reicht werden, daß Erfahrungen einer Richtung rasch zu anderen Versorgungs- 
einrichtungen gelangen, mit dem Ziel, daß die Rheumapatienten überall nach 
den neuesten internationalen Erkenntnissen gleich gut behandelt werden kön- 
nen. 

9. Die Bemühungen im Bereich der Rehabilitation zur beruflichen Wiedereingüe- 
derung von Rheumakranken im erwerbsfähigen Alter sind zu verstärken. 
Hierzu gehören sowohl die Verbesserung der Arbeitsplatzbedingungen durch 
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Anpassung an die speziellen Erfordernisse und Bedingungen des Rheumakran- 
ken als auch die ausreichende Bereitstellung von geeigneten Teilzeitarbeits- 
plätzen. 

10. Die Bundesregierung wird aufgefordert, darauf hinzuwirken, daß aufgrund der 
großen Zahl von Arbeits- und Erwerbsunfähigkeitsfällen durch entzündhche 
und degenerative Gelenkerkrankungen die Orthopädie und Rheumatologie in 
den Katalog der Weiterbildungsanforderungen für die Arbeitsmedizin mit ein- 
bezogen wird. 

11. In Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung und 
der Deutschen Rheumaliga soll die Bevölkerung verstärkt über rheumatische 
Erkrankungen informiert und aufgeklärt werden. 

12. In Abänderung des Prüfungsauftrages in der Beschlußempfehlung des Deut- 
schen Bundestages vom 18. Juni 1980 (Drucksache 8/4298) soll der Bericht der 
Bundesregierung über die erzielten Ergebnisse zur Rheumabekämpfung erst 
zum 31. Dezember 1987 vorgelegt werden. 


II. Einführung 

Rheumatische Erkrankungen des Bewegungsappara- 
tes gehören neben den Krankheiten der Atemwege 
und des Herz- Kreislauf -Systems zu den häufigsten 
Ursachen von Arbeits-, Berufs- und Erwerbsunfähig- 
keit. Sie sind ein klassisches Beispiel für eine Krank- 
heitsgruppe mit relativ geringer Sterbhchkeit und lan- 
ger Krankheitsdauer. Die Lebensquahtät der Betroffe- 
nen ist häufig langfristig vermindert. Große Belastun- 
gen durch Schmerzen, Bewegungseinschränkung 
und Funktionseinbußen am Bewegungsapparat sind 
die Folgen; hinzu kommt starker Medikamenten- 
konsum mit nicht zu vernachlässigenden Nebenwir- 
kungen insbesondere bei den chronisch verlaufenden 
entzündlichen Formen rheumatischer Krankheiten. 


1. Erkrankungen des rheumatischen Formenkreises 

Rheuma ist keine eindeutig definierte Krankheit. Un- 
ter dem Sammelbegriff Rheuma werden eine ganze 
Anzahl von subjektiven und objektiven Krankheits- 
zeichen, die im Bereich des Bewegungsapparates auf- 
treten, zusammengefaßt. Diese Krankheitsbüder wer- 
den als Erkrankungen des rheumatischen Formen- 
kreises bezeichnet. Dazu gehören: 

— die entzündhchen rheumatischen Erkrankungen, 

— die degenerativen Gelenkerkrankungen, 

— die weichteilrheumatischen Erkrankungen. 

Die wichtigsten rheumatischen Krankheiten auf ent- 
zündhcher Grundlage sind: 

— Die chronische Polyarthritis, 

eine chronische entzündhche Allgemeinerkran- 
kung des Bewegungsapparates. Frauen sind häufi- 
ger betroffen als Männer. 

— Die Spondylitis ankylosans (Bechterewsche 
Krankheit), 


eine meist chronisch-entzündliche Erkrankung 
vorwiegend der Gelenke der Wirbelsäule. Männer 
sind deutlich häufiger betroffen als Frauen. 

— Das akute rheumatische Fieber und andere postin- 
fektiöse und reaktive Arthritiden; 

das akute rheumatische Fieber ist eine Allgemein- 
erkrankung im Kindes- und Jugendalter. Sie ist in 
den letzten drei Jahrzehnten in Mitteleuropa 
— auch infolge der Verbesserung der Behand- 
lungsmöglichkeiten — sehr selten geworden. 

— Die Kollagenosen, 

eine Gruppe von schweren Allgemeinerkrankun- 
gen, vorwiegend des Bindegewebes mit multiplem 
Organbefall und Arthritis, die überwiegend bei 
Frauen gefunden werden. 

Rheumatische Krankheiten auf nichtentzündlicher 
Grundlage sind wesentlich häufiger. Hierzu gehö- 
ren: 

— Die Arthrosen, 

lokale Veränderungen an knorpeligen, knöcher- 
nen und bindegewebigen Teilen verschiedener 
Gelenke, die zeitweilig reaktiv entzündliche Pha- 
sen durchlaufen können. 

— Die Spondylosen, 

Veränderungen an Gelenken und Zwischenwir- 
belscheiben der Wirbelsäule, häufig mit sekundä- 
rer Beeinträchtigung der austretenden Nerven. 

— Die weichteürheumatischen Erkrankungen, 

eine noch ungenau definierte Gruppe unterschied- 
licher schmerzhafter Syndrome mit meist vorüber- 
gehenden Veränderungen an Muskeln, Unter- 
hautbindegewebe, Sehnen und Schleimbeuteln. 

Die Ursachen und Entstehungsweisen insbesondere 
der entzündlich rheumatischen Erkrankungen sind 
größtenteils ungeklärt. Für einige Formen rheumati- 
scher Krankheiten liegen Hinweise dafür vor, daß 
auch Erbanlagen eine Rolle spielen. Auch eine vorzei- 
tige, d. h. nicht altersgemäße Funktionseinschrän- 
kung des Bindegewebes kann bestimmte (meist dege- 
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nerative) rheumatische Krankheiten zur Folge ha- 
ben. 


2. Zahl der Rheumakranken 

Die Mehrheit der deutschen Rheuma-Experten zählt 
als Rheumakranke nur diejenigen, die einer langfristi- 
gen Behandlung bzw. Überwachung bedürfen. Diese 
Experten schätzen, daß dies etwa 5 v. H. (ca. 3 Millio- 
nen) der Bevölkerung sind, von denen etwa ein Drittel 
an einer entzündlichen rheumatischen Erkrankung 
leidet. 

Andere Schätzungen gehen von bis zu 33 v. H. (- ca. 
20 Millionen) aus, wobei jedoch jede Art der schmerz- 
haften Funktionseinschränkung des Bewegungsap- 
parates mit zum Teil nur geringem Krankheitswert 
mitgerechnet ist. 

Keine dieser beiden Vorgaben ist vollständig korrekt: 
Erstere nicht, weil eine Abgrenzung zu den leichteren 
Fällen nicht immer eindeutig gelingt, letztere nicht, 
weil sie durch Einbeziehung aller, auch der leichte- 
sten Fälle von mit Schmerzen einhergehenden Be- 
schwerden der Gelenke und anderer Teile des Bewe- 
gungsapparates den Begriff „Rheuma" ungebührlich 
ausweitet. 


3. Epidemiologische Grundlagen 

Die Epidemiologie befaßt sich nüt der Häufigkeit und 
der Verteilung von Krankheiten und Krankheitsfol- 
gen in der Bevölkerung. Sie sucht nach Risikofaktoren 
und Erkrankungsursachen und trägt damit zum Ver- 
ständnis von Entstehung und Verlauf von Krankhei- 
ten bei. Sie untersucht die Wirksamkeit der Gesund- 
heitsversorgung im Hinblick auf Prävention und The- 
rapie von Krankheiten und stellt Daten für die Pla- 
nung und Beurteilung von Versorgungsangeboten zur 
Verfügung. 

Die Vielfalt der Krankheiten des rheumatischen For- 
menkreises, die zum Teil unscharfen Definitionen für 
Krankheitsgruppen und -bilder sowie spezifische Ge- 
gebenheiten in der Rheumatologie und Epidemiolo- 
gie sind die Ursachen dafür, daß die epidemiologi- 
schen Daten zu diesen Erkrankungen für die Bundes- 
republik Deutschland immernoch unzureichend sind. 
Im Rahmen von Modellvorhaben der Bundesregie- 
rung zur wohnortnahen Versorgung werden Be- 
standsquoten der chronischen Polyarthritis erfaßt 
(s. Ziffer 7). Die ungenügenden epidemiologischen 
Daten in der Rheumatologie haben die Bundesregie- 
rung veranlaßt, im Rahmen des Programms „For- 
schung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit" 
durch Stellungnahmen von Sachverständigen zu er- 
mitteln, welche Maßnahmen erforderlich sind, um un- 
ter Berücksichtigung des internationalen Erfahrungs- 
standes Anstöße für entsprechende epidemiologische 
Studien zu geben. 


4. Strukturen der Rheumaforschung und 
-Versorgung 

Die erfolgreiche Bearbeitung klinischer Fragen in der 
Rheumatologie erfordert eine interdisziplinäre For- 
schung, in die Erkenntnisse und Methoden der natur- 
wissenschaftlichen Grundlagenforschung auf Gebie- 
ten wie Molekularbiologie, Genetik, Proteinchemie 
und Immunologie einfließen. Die derzeitigen Bedin- 
gungen an unseren Hochschulen bieten hierfür zu- 
meist noch keine günstigen Voraussetzungen, da die 
ärztliche Tätigkeit der Hochschullehrer in der Medi- 
zin allzuoft vorrangig auf Lehre und Patientenversor- 
gung ausgerichtet ist und die Rheumaforschung ver- 
nachlässigt wird. Ein weiteres Problem besteht darin, 
daß — historisch bedingt — die stationäre Versorgung 
der Rheumapatienten hauptsächlich in außeruniversi- 
tären Einrichtungen — „Rheuma-Kliniken" — erfolgt, 
deren Möglichkeiten zur Forschung beschränkt sind. 
Den Universitätskliniken, die das für erfolgreiche kh- 
nische Forschung erforderliche Potential besitzen, ste- 
hen Rheuma-Patienten nicht oder nicht in ausreichen- 
dem Maße zur Verfügung. Die interdisziplinäre, ko- 
operative Bearbeitung aktueller Fragen der Rheuma- 
tologie ist daher schon im Ansatz erschwert. Für die 
wirksame Bearbeitung rheumatologischer Fragestel- 
lungen mit Mitteln der klinisch orientierten Grundla- 
genforschung bestehen besonders ungünstige Vor- 
aussetzungen, u. a. hinsichtlich der Möglichkeiten 
zum Erwerb notwendiger Kenntnisse und Erfahrun- 
gen. 

Die Rheumapatienten werden in den erwähnten 
Rheuma-Fachkhniken insgesamt gut versorgt. Aller- 
dings verhindert die räumliche Entfernung dieser Kli- 
niken zum Wohnort des größten Teils der Patienten 
häufig eine durchgehende Versorgung und Behand- 
lung. Die Gesundheitspolitik hat sich diesen Struktur- 
problemen gestellt (vgl. Antworten zu den Ziffern 3, 4, 
5 und 7). So wird z. B. die wohnortnahe ambulante 
Versorgung und Behandlung zunehmend durch nie- 
dergelassene, in der Rheumatologie speziell weiter- 
gebildete Ärzte ermöglicht. 


III. Zu den Ziffern 1 bis 11 der Entschließung 
des Deutschen Bundestages vom 7. Februar 
1985 


1. Im Rahmen des Programms „Forschung und Entwick- 
lung im Dienste der Gesundheit" soll die Bundesre- 
gierung der Entwicklung und Erprobung von Früher- 
kennungs- und Frühdiagnoseverfahren bei rheumati- 
schen Erkrankungen verstärkt Aufmerksamkeit 
schenken. Eine rechtzeitige und richtige Diagnose 
rheumatischer Erkrankungen in ihren Frühstadien er- 
möglicht eine gezieltere Behandlung und führt zu ei- 
nem Behandlungsergebnis, das eine schnellere Wie- 
dereingliederung in das soziale und berufliche Um- 
feld zuläßt. Dabei sind auch unkonventionelle, alter- 
native Behandlungsmethoden zu berücksichtigen. 

Die Bundesregierung mißt der Forschung über Ursa- 
chen, Früherkennungs- und Frühdiagnoseverfahren, 
Art und Verlauf der rheumatischen Erkrankungen 
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und jeder Verbesserung der Möglichkeiten zu deren 
Bekämpfung unverändert große Bedeutung zu. Daher 
wird sie den rheumatischen Krankheiten auch in der 
Fortschreibung des Programms „Forschung und Ent- 
wicklung im Dienste der Gesundheit 1988—1991" 
weiterhin einen Schwerpunkt einräumen. Sie wird in 
diesem Rahmen die Förderung der Rheumaforschung 
unvermindert fortsetzen. Insbesondere wird sie den 
strukturellen Problemen der Rheumatologie, die eine 
interdisziplinäre Grundlagenforschung mit engem 
Bezug zur klinischen Forschung erheblich erschwe- 
ren, besondere Aufmerksamkeit widmen. Sie wird 
entsprechende Vorhaben der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft und der Max-Planck-Gesellschaft wei- 
terhin unterstützen. Im folgenden sind des Zusam- 
menhangs wegen die Teile des Programms „For- 
schung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit" , 
die einen Beitrag zur Bekämpfung der rheumatischen 
Erkrankungen leisten, zusammenfassend dargestellt, 
sofern sie nicht anderen Ziffern der Beschlußempfeh- 
lung zugeordnet wurden. 


Früherkennung und Frühdiagnose 

Die Bundesregierung hat die Weiterentwicklung dia- 
gnostischer Methoden in der Rheumatologie bereits 
1980 in das Programm „Forschung und Entwicklung 
im Dienste der Gesundheit" auf genommen. Die bis- 
her vorliegenden Ergebnisse zu Früherkennung und 
Diagnose rheumatischer Erkrankungen sind in der 
Veröffentlichung des Bundesministers für Forschung 
und Technologie „Rheumaforschung — Stand der 
Forschungsförderung" Bonn, 1986 detailhert darge- 
stellt. 

Die Forschungsförderung in diesem Bereich stand vor 
folgenden grundsätzlichen Problemen und Engpäs- 
sen. Es hat sich gezeigt, daß die Bestimmung immu- 
nologischer und enzymatischer Parameter für die kli- 
nische Rheumatologie im Einzelfall von praktischem 
Nutzen sein kann, daß jedoch viele dieser Parameter 
aufgrund ihrer zu geringen Spezifität und Sensitivität 
keine entscheidende Verbesserung der Differential- 
diagnose ermöghchen und für die Routine diagnostik 
nicht geeignet sind. Dagegen ist ihre Wertigkeit für 
die Verlaufs- und Therapie kontroUe in der Regel 
deutlich höher. 

Die allgemein geringen Kenntnisse über Ursachen der 
Krankheitsentstehung begründen den unbefriedigen- 
den Stand der Früherkennung und Frühdiagnostik 
vor allem der entzündlich rheumatischen Erkrankun- 
gen. Angesichts dieses Sachverhalts ist es vordring- 
lich, die Förderung auf Bereiche der Forschung zu 
konzentrieren, die zu einem besseren Verständnis 
rheumatischer Erkrankungen beitragen, um auf die- 
ser Basis auch Ansatzpunkte für gezielte Früherken- 
nungsverfahren liefern zu können. 

Die in diesem Zusammenhang erforderliche Förde- 
rung der klinisch orientierten Grundlagenforschung 
wurde von der Bundesregierung aufgegriffen. Im Mai 
1985 wurde vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie eine öffentliche Bekanntmachung zur 
Förderung von Forschungs- und Entwicklungsvorha- 
ben im Bereich der Ätiologie und Pathogenese ent- 


zündlich rheumatischer Erkrankungen und Arthrosen 
publiziert (siehe auch Ziffer 3). 


Dokumentation 

Die langfristige, standardisierte Dokumentation klini- 
scher Verläufe, die eine ausreichend große Anzahl 
von Patienten erfaßt, stellt ein weiteres Instrument 
dar, durch das Kenntnislücken bezüglich rheumati- 
scher Erkrankungen geschlossen werden können. 
Erst die klinische Dokumentation anhand einheitli- 
cher detaillierter Erfassungsbögen wird eine ausrei- 
chende Differenzierung der Krankheitsbilder ermög- 
lichen. Weiterhin können klinische Dokumentations- 
studien dazu beitragen, Diagnostik und Therapie 
rheumatischer Erkrankungen auf eine rationale Basis 
zu stellen. Darüber hinaus können sie neue Erkennt- 
nisse über ätiologische Faktoren ermöghchen sowie 
einen Beitrag zur Quahtätssicherung in der Klinik und 
zur Evaluation der Versorgung leisten. 

Die Bundesregierung hat Maßnahmen zur Förderung 
der künischen Dokumentation eingeleitet. Wegen der 
methodischen Anforderungen an das Dokumenta- 
tionsinstrument konnte bislang nur eine Konzeptions- 
phase realisiert werden. Die Thematik ist durch die 
Deutsche Gesellschaft für Rheumatologie in der Weise 
aufgegriffen worden, daß eine spezieUe Arbeits- 
gruppe eingerichtet wurde. Diese ist an der weiteren 
Aufbereitung des Dokumentationskonzepts federfüh- 
rend beteüigt. 

Die Internationale Klassifikation von Krankheiten 
(ICD) der Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist 
für wissenschaftlich- klinische Auswertungen in der 
Rheumatologie nach Ansicht vieler Fachleute nicht 
geeignet. Sowohl im deutschsprachigen Raum wie auf 
internationaler Ebene liegen neuerdings Klassifika- 
tionssysteme vor, die alle Erkrankungen des Bewe- 
gungsapparates umfassen und den speziellen interni- 
stischen wie orthopädischen Anforderungen gerecht 
werden. 

Es wird daher Bestandteil der künftigen Forschungs- 
aktivitäten in der Rheumadokumentation und der 
Rheumaepidemiologie sein, diese Klassifikationssy- 
steme auf ihre Eignung für die Bearbeitung wissen- 
schaftlicher Fragestellungen zu prüfen und den Ein- 
satz in der klinischen Routine vorzubereiten. 


Rheumatherapie 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
hat bereits vor mehreren Jahren das Angebot zur För- 
derung vergleichender Therapiestudien im Bereich 
der rheumatischen Erkrankungen pubhziert. Die Rea- 
hsierung der Studien, die sich an die Planung der Stu- 
dienprotokolle anschließen sollten, hat sich wegen 
struktureller und organisatorischer Probleme, man- 
gelnder Standardisierung, schwieriger differential- 
diagnostischer Abgrenzung verschiedener Krank- 
heitsbilder und nicht zuletzt wegen ethisch- juristi- 
scher Probleme als außerordentlich schwierig erwie- 
sen. 
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Das Förderangebot für Therapiestudien hat jedoch 
weiterhin Bestand. Insbesondere ist eine Erweiterung 
des Förderangebots erforderlich, um die Entwicklung 
und Bewertung aussichtsreicher Therapieansätze zu 
ermöglichen, die noch nicht Eingang in das Routine- 
repertoire der Krankenbehandlung gefunden haben. 
Weiterhin sind trotz unbestreitbarer Erfolge in der 
Anwendung symptomatischer Therapiekonzepte 
grundlegende Forschungsarbeiten zur Entwicklung 
wirksamer kausaler Therapiestrategien erforderlich. 

Als neuer Ansatz in diesem Sinne ist ein von der Max- 
Planck-Gesellschaft geplantes und getragenes Ver- 
bundprojekt über die Funktion und Bedeutung der 
Lymphokine zur Therapie der chronischen Polyarthri- 
tis mit gamma-Interferon zu sehen, das von Grundla- 
genforschern und klinisch tätigen Rheumatologen ge- 
meinsam durchgeführt wird. Ziel dieses Vorhabens ist 
es, die Wertigkeit des gamma-Interferons und anderer 
Lymphokine für die Therapie in breitangelegter, sy- 
stematischer Forschung abzuklären und, begleitend, 
grundlegende Eigenschaften der Lymphokine zu un- 
tersuchen. 


Unkonventionelle, alternative Behandlungsmethoden 

In nicht unerheblichem Maße werden auch unkon- 
ventionelle, alternative Behandlungsmethoden, de- 
nen ein großer Teil der Bevölkerung aufgeschlossen 
gegenübersteht, angewandt. Insbesondere bei den 
chronischen Erkrankungen des rheumatischen For- 
menkreises suchen viele Betroffene Hilfe bei unkon- 
ventionellen Behandlungsmethoden. Dies ist um so 
verständlicher, als zahlreiche Rheumatiker durchweg 
viele Behandlungsmethoden mit mehr oder weniger 
Erfolg hinter sich haben, ehe sie sich solchen Verfah- 
ren zuwenden. Seitens der Wissenschaft wird den un- 
konventionellen Behandlungsverfahren mit methodi- 
schen Vorbehalten begegnet. Vor diesem Hinter- 
grund ist die Auseinandersetzung auf wissenschaftli- 
cher Grundlage zwischen naturwissenschaftlich be- 
gründeter Medizin und Erfahrungsmedizin vordring- 
lich. 

Die Bundesregierung hat in diesem Sinne bereits seit 
längerem im Bereich der Krebserkrankungen kon- 
krete Fördermaßnahmen eingeleitet. Die bisherigen 
Erfahrungen zeigen, daß es zur Förderung der Erfor- 
schung unkonventioneller Behandlungsmethoden ei- 
ner ausführlichen Beratung interessierter Antragstel- 
ler bedarf und dafür geeignete Strukturen geschaffen 
werden müssen. Die Bereitschaft der Universitäten, 
sich Fragestellungen der Erfahrungsmedizin intensi- 
ver zu widmen, wird eine wichtige Voraussetzung für 
verbesserte Rahmenbedingungen der Forschungsför- 
derung in diesem Bereich bleiben. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß bei der For- 
mulierung relevanter Forschungsthemen im Bereich 
der Erfahrungsmedizin auch die Erkrankungen des 
rheumatischen Formenkreises in die Forschungsför- 
derung einbezogen werden könnten. 


2. Im Rahmen des Programms „Humanisierung des Ar- 
beitslebens" ist die Erforschung der komplexen Zu- 
sammenhänge zwischen Arbeitsplatz und rheumati- 
schen Erkrankungen von Arbeitnehmern eine beson- 
dere Beachtung zu schenken. Denn nur die Aufdek- 
kung der Ursachen rheumabscher Erkrankungen bei 
besonderen Arbeitsplatzbedingungen kann zu der 
notwendigen Änderung der Arbeitsplätze im Sinne 
einer humanen Arbeitswelt beitragen. 

Die Arbeitsbedingungen spielen bei der Entstehung 
und Entwicklung der vorwiegend degenerativen 
rheumatischen Erkrankungen eine Rolle, die der wei- 
teren Klärung bedarf. Die im Rahmen des Programms 
der Bundesregierung „Forschung zur Humanisierung 
des Arbeitslebens“ zum Zeitpunkt des Rheumabe- 
richts 1983 bereits auf gegriffenen Untersuchungen zu 
dieser Fragestellung wurden fortgesetzt und zum Teil 
bereits abgeschlossen. Sie sollen im 1985 bekanntge- 
machten Arbeitsschwerpunkt „Arbeitsbedingungen 
und Gesundheit von Erwerbstätigen“ mit Vorhaben 
folgender Art weiterverfolgt werden; 

— Analytische und deskriptive epidemiologische 
Studien zum Vorkommen chronischer Erkrankun- 
gen bei Erwerbstätigen. 

— Entwicklung und Validierung von Indikatoren für 
Erkrankungen, an deren Entstehung Arbeitsplatz 
und Art der Tätigkeit mitbeteiligt sind. 

— Interventionsstudien zum Abbau von Belastungen 
und Gefährdungen, durch die neue, wirtschaftlich 
vertretbare technisch-organisatorische Lösungen 
erprobt werden. 

Zu den mittlerweile abgeschlossenen Forschungspro- 
jekten im Rahmen des Programms „Humanisierung 
des Arbeitslebens“ gehört das Vorhaben „Büroarbeit 
und Rheuma“ (Band 59 der Schriftenreihe „Humani- 
sierung des Arbeitslebens“ des Bundesministers für 
Forschung und Technologie). Diese Untersuchung be- 
faßt sich mit Frauen an Büroarbeitsplätzen und kommt 
zu dem Ergebnis, daß neben ergonomischen Bedin- 
gungen auch zeitliche Belastungen zusammen mit 
eingeschränkten Bewegungs- und Entscheidungs- 
spielräumen ursächlich für häufige Beschwerden sein 
können. Eine Umsetzung der Ergebnisse dieser For- 
schungsarbeit in die betriebliche Praxis würde zu ei- 
ner wesentlichen Verbesserung der Arbeitsbedingun- 
gen Rheumakranker beitragen. Desweiteren wurde in 
Symposien und auf Fachtagungen die Bedeutung der 
rheumatischen Erkrankungen für die Arbeit der Be- 
triebs- und Werksärzte unterstrichen. Damit hat die 
Bundesregierung begonnen, die Ergebnisse des Pro- 
gramms „Humanisierung des Arbeitslebens" für 
Rheumakranke in die betriebliche Praxis umzuset- 
zen. 

Die in dem Bericht „Büroarbeit und Rheuma“ veröf- 
fentlichten Ergebnisse sind inzwischen weiter vertieft 
worden. Bei Büroarbeitsplätzen mit ausschließlich sit- 
zender und maschinengebundener Tätigkeit sind Be- 
schwerden und Befunde in der Schulter und der Wir- 
belsäule häufig. Die Zusammenhangsanalysen zwi- 
schen den Arbeitsbedingungen und den Erkrankun- 
gen dieser Körperregionen zeigen, daß dem Bewe- 
gungsspielraum am Arbeitsplatz, d. h. Vielfalt der Tä- 
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tigkeiten, verminderter Zwangshaltung und räumh- 
cher Bewegungsfreiheit, die höchste schützende Wir- 
kung zukommt. Die übrigen Variablen der Aibeitssi- 
tuation, wie z. B. Leistungsdruck und Sitzmöbel, tra- 
gen dagegen nicht in einem ähnlichen Maße zur Er- 
klärung von Schmerzen und Erkrankungen bei. Die 
Längsschnittuntersuchung ergab, daß die subjektiven 
Schmerzangaben zum ersten Untersuchungszeit- 
punkt (1980), die zunächst nicht objektivierbar waren, 
sich zum zweiten Untersuchungszeitpunkt (1985) zu 
ärztlich feststellbaren Beschwerden entwickelt hat- 
ten. 

Die Veröffentlichung dieser Ergebnisse wird vorberei- 
tet und durch umsetzungsorientierte Materialien er- 
gänzt, die konzeptionelle Ansätze zur Verhütung ar- 
beitsbedingter rheumatischer Erkrankungen aufzei- 
gen. In diesem Zusammenhang spielt die Berücksich- 
tigung internationaler Erfahrungen die auf der Ta- 
gung „Epidemiologie rheumatischer Erkrankungen 
und Arbeit" im Juni 1985 in Hamburg vorgetragen 
und diskutiert wurden, eine besondere Rolle. 

Eine Expertise zum Thema „Darstellung und Analyse 
von Forschungsansätzen, Forschungsergebnissen 
und Vorsorgemaßnahmen bei arbeitsbedingten dege- 
nerativen rheumatischen Erkrankungen" zeigte, daß 
die epidemiologische Forschung zu dieser Fragestel- 
lung ungenügend entwickelt ist. Auf der Grundlage 
der Ergebnisse wurde empfohlen; 

— Übersichten über internationale Forschungsergeb- 
nisse zu erstellen, 

— geeignete Instrumente für epidemiologische Ar- 
beiten zu entwickeln, 

— verstärkt Neuerhebungen, insbesondere Fall-Kon- 
troll- Studien sowie Querschnitts- und Längs- 
schnittsuntersuchungen durchzuführen, wobei 
vorhandene Datensätze bei Sozialversicherungs- 
trägern und Berufsgenossenschaften — soweit ge- 
eignet — auszuwerten sind. 

Diese Vorschläge sollen demnächst in einer Fachkon- 
ferenz diskutiert, geprüft und in Untersuchungen zu 
speziellen Erkrankungen des Stütz- und Bewegungs- 
apparates konkretisiert und umgesetzt werden. 


3. Die Bundesregierung wird insbesondere aufgefor- 
dert, die Grundlagenforschung im Bereich der rheu- 
matischen Krankheiten verstärkt in ein Schwer- 
punktprogramm mit klar erkennbarer Gesamtkon- 
zeption aufzunehmen und auszuweiten. 

Der unbefriedigende Stand der klinischen Forschung 
in der Rheumatologie ist in der Vergangenheit mehr- 
fach Anlaß kritischer Analysen gewesen. Der Wissen- 
schaftsrat äußerte sich zu diesen Problemen in seinen 
Empfehlungen zur klinischen Forschung in den Hoch- 
schulen (1986). In der Rheumatologie ist in der Bun- 
desrepublik Deutschland ein weiter Abstand zwi- 
schen dem Standard der Grundlagenforschung und 
dem der klinischen Forschung festzustellen. Die klini- 
sche rheumatologische Forschung konnte mit den gu- 
ten Ergebnissen der Grundlagenforschung nicht 
Schritt halten. Sie leidet unter besonders ungünstigen 


Voraussetzungen sowohl hinsichtlich der Möglichkei- 
ten zum Erwerb notwendiger Kenntnisse und Erfah- 
rungen als auch hinsichtlich der Verfügbarkeit geeig- 
neter Patienten. Die Ursache ist im wesentlichen eine 
historisch bedingte Auslagerung der Versorgung der 
Rheumapatienten in außeruniversitäre Einrichtun- 
gen, die weder den Auftrag noch die finanziellen und 
räumlichen Möglichkeiten haben, Forschung durch- 
zuführen. Universitätskliniken, die das für eine erfolg- 
reiche klinische Erforschung erforderliche Potential 
besitzen, stehen Rheumapatienten nicht oder nicht in 
ausreichendem Maße zur Verfügung. Die interdiszi- 
plinäre, kooperative Bearbeitung dringlicher Fragen 
in der Rheumatologie ist daher schon im Ansatz er- 
schwert. 

Da die Ursachen von Erkrankungen des rheumati- 
schen Formenkreises weitgehend unbekannt sind 
und diese Krankheiten daher auch noch nicht kausal 
behandelt werden können, sind Anstrengungen zum 
Verständnis auslösender Faktoren und der Krank- 
heitsverläufe von grundlegender Bedeutung. Langfri- 
stig ist eine Verbesserung der therapeutischen und 
diagnostischen Versorgung der chronisch kranken 
Patienten nur bei zunehmender Kenntnis der Ursa- 
chen dieser Erkrankung zu erwarten. Diese Lage hat 
die Bundesregierung veranlaßt, ein Bündel von Maß- 
nahmen einzuleiten, das neben der Förderung der 
Grundlagenforschung auch die Aus-, Weiter- und 
Fortbildung sowie die Besonderheiten der strukturel- 
len Probleme der Rheumatologie berücksichtigt. 


Grundlagenforschung 

In einem Fachgespräch beim Bundesminister für For- 
schung und Technologie zu Stand und Perspektiven 
der Rheumaforschung (1984) wurden Fördermaßnah- 
men im Bereich der Ätiologie und Pathogenese ent- 
zündlich rheumatischer Erkrankungen und Arthrosen 
dringend empfohlen. Die Umsetzung dieser Empfeh- 
lungen erfolgte in Zusammenarbeit mit zahlreichen 
Experten, die den thematischen Rahmen für eine För- 
derung der Grundlagenforschung in diesem Bereich 
erarbeiteten; hieraus wurde eine öffentliche Bekannt- 
machung des Bundesministers für Forschung und 
Technologie abgeleitet, die im Mai 1985 publiziert 
wurde. 

Bisher wurden 30 Anträge auf Forschungsförderung 
eingereicht. Davon wurden zunächst 17 Anträge zur 
Förderung empfohlen. Das Spektrum der Vorhaben 
ist außerordentlich breit und reicht von Untersuchun- 
gen möglicher Defekte der zellulären und humoralen 
Immunität über genetische Arbeiten bis zur Analyse 
biomechanischer und biochemischer Eigenschaften 
und Veränderungen der Gelenke bzw. Gelenkbe- 
standteile. Die Förderung von Vorhaben, die sich den 
degenerativen Gelenkerkrankungen widmen, wird 
einen Beitrag dazu leisten, diese Erkrankungen ne- 
ben den entzündlichen rheumatischen Erkrankungen 
stärker als bisher in die rheumatologischen For- 
schungsaktivitäten einzubeziehen. 

Bei der Vorbereitung und fachlichen Beratung der zur 
Förderung anstehenden Vorhaben ist von vornherein 
darauf Wert gelegt worden, daß sie entsprechend der 
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jeweiügen Fragestellung interdisziplinär angelegt 
sind. Es ist daher zu erwarten, daß die rheumatologi- 
sche Forschung aus Forschungsfeldern, die klassi- 
scherweise nicht der Rheumatologie zugerechnet 
werden, fruchtbare Impulse erhalten wird. 

Von der Deutschen Forschungsgemeinschaft werden 
in der interdisziplinär angelegten Grundlagenfor- 
schung zahlreiche Vorhaben gefördert, die sich die 
Aufklärung pathogenetischer Mechanismen rheuma- 
tischer Krankheiten zum Ziel gesetzt haben. Dabei 
läßt die Vielfalt der Fragestellungen in ihrer Verknüp- 
fung zwischen Grundlagenforschung und Klinik es 
geraten erscheinen, unterschiedliche Instrumente 
einzusetzen und die Rheumaforschung in Sonderfor- 
schungsbereichen, Schwerpunktprogrammen, klini- 
schen Forschergruppen und Einzelvorhaben zu för- 
dern. Als Beispiele der Förderung von Einzelvorhaben 
im sogenannten Normalverfahren seien immunologi- 
sche Vorhaben zur Pathogenese von Infektionskrank- 
heiten, die onkologische Immunologie und die im 
Rahmen verschiedener Krankheitsprozesse verfolg- 
ten Autoimmunmechanismen angeführt. 

Von einer an der Universität Münster seit 1982 einge- 
richteten Forschergruppe können Beiträge zu biome- 
chanischen Aspekten der Pathogenese degenerativer 
und entzündlich-rheumatischer Erkrankungen erwar- 
tet werden. Seit 1983 werden auf dem Gebiet der Bin- 
degewebsforschung im Rahmen eines Schwerpunkt- 
programms Projekte gefördert, deren Ziel es ist, mole- 
kulare Mechanismen der Regulation und Interaktion 
von Makromolekülen des Bindegewebes zu erfor- 
schen, um das Verständnis von Physiologie und Pa- 
thophysiologie dieses Gewebes zu mehren. Dabei ist 
die Zusammenführung von Grundlagenforschern und 
Klinikern ein weiteres erklärtes Ziel dieses Schwer- 
punktprogramms. Der Förderung der imniungeneti- 
schen Grundlagenforschung zur Aufklärung der Prä- 
disposition und Entstehung bestimmter, u. a. auch 
rheumatischer Erkrankungen, dient ein weiteres seit 
1982 laufendes Schwerpunktprogramm. 

1986 wurde mit Mitteln der Bundesregierung die För- 
derung eines Schwerpunktprogramms „Physiologie 
und Pathophysiologie der Eicosanoide" aufgenom- 
men, in dem Mediziner, Biologen, Biochemiker und 
Chemiker Zusammenarbeiten. Es soll durch verbes- 
serte Analytik, durch die Synthese von Referenzsub- 
stanzen und durch biologische Modelle neben der 
Erweiterung der Kenntnisse über die Bedeutung der 
Prostanoide, vor allem das Wissen um die (patho-)phy- 
siologische Bedeutung der Leukotriene vertieft wer- 
den. 

Auch von dem seit 1986 in Hannover geförderten 
Sonderforschungsbereich „Chronische Entzündung 
(244) " können Impulse für die Rheumaforschung aus- 
gehen. Da viele der entzündlichen Erkrankungen des 
rheumatischen Formenkreises mit einer Fehlanlage 
bzw. Fehlregulation des Immunsystems in Zusam- 
menhang gebracht werden, können auch aus dem 
1984 in München eingerichteten Sonderforschungs- 
bereich „Regulation und Genetik der humanen Im- 
munantwort (217)" richtungsweisende Aussagen zu 
Entstehungsmechanismen und die Beeinflußbarkeit 
rheumatischer Phänomene erwartet werden. 


Die Beiträge aus Instituten der Max-Planck-Gesell- 
schaft zur Erforschung der rheumatischen Krankhei- 
ten lagen bisher im wesentlichen auf den Gebieten 
der Bindegewebsforschung (Max-Planck-Institut für 
Biochemie) und der Aufklärung der immunologischen 
Grundlagen der Krankheitsentstehung (Max-Planck- 
Institut für Immunologie). 

In der Abteilung Bindegewebsforschung des Max- 
Planck-Instituts für Biochemie werden Aufbau und 
Funktion des Bindegewebes untersucht. Dabei liegt 
der Schwerpunkt des Interesses auf dem Hauptbe- 
standteil des Bindegewebes, dem Kollagen. Das Ziel 
der Forschungsarbeiten ist, einen möglichst umfas- 
senden Einblick in die molekularen Mechanismen des 
Kollagenstoffwechsels sowie in die Mechanismen sei- 
ner Störungen bei Bindegewebserkrankungen zu er- 
halten, zu denen auch rheumatische Erkrankungen 
gehören. 

Das Max-Planck-Institut für Immunbiologie befaßt 
sich u. a. mit Untersuchungen zum Verständnis der 
Funktion normaler zellulärer Immunmechanismen. 
Ziel dieser Arbeiten ist es, alle an den Immunreaktio- 
nen des Körpers beteiligten Zellen zu kennen und sie 
in ihren Funktionen gezielt stimulieren und inhibieren 
zu können. Auf diese Weise könnten Erkrankungen 
therapeutisch besser beeinflußt werden, die — wie 
gewisse rheumatische Krankheiten — mit einer über- 
steigerten Funktion des Immunsystems in Zusammen- 
hang stehen. 


Strukturelle Maßnahmen 

Zur Verbesserung der Situation der Rheumafor- 
schung wurde vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie bei der Max-Planck-Gesellschaft ange- 
regt, die Einrichtung klinischer Forschungs- und Ar- 
beitsgruppen zu prüfen. Die Max-Planck-Gesellschaft 
hat inzwischen zwei interdisziplinäre Gruppen an der 
Universität Erlangen-Nürnberg eingerichtet. Für 
diese Forschungsgruppen, die im Rahmen des Pro- 
gramms „Forschung und Entwicklung im Dienste der 
Gesundheit" finanziert werden, ist eine Laufzeit von 
fünf Jahren vorgesehen. Die Gruppen befassen sich 
mit „Immunpathogenetischen Mechanismen bei re- 
aktiven Arthritiden und chronischer Polyarthritis" und 
„Pathobiochemischen Mechanismen der Knorpel- 
destruktion". Sie sollen die vorwiegend klinisch aus- 
gerichteten Forschungsarbeiten der Universität im 
Bereich der Grundlagenforschung ergänzen. 

Als weitere Maßnahme wurde die rheumatologische 
Forschung in das Abkommen des Bundesministers für 
Forschung und Technologie mit dem Department of 
Health and Human Services über die deutsch-ameri- 
kanische Zusammenarbeit im Bereich der biomedizi- 
nischen Forschung und Technologie einbezogen. In 
einem ersten Schritt hat eine amerikanische Delega- 
tion unter Leitung des Direktors des „Institute of Ar- 
thritis and Musculoskeletal and Skin Diseases" der 
„ National Institutes of Health" (NIH) im April 1986 die 
Bundesrepublik Deutschland besucht, um Gespräche 
mit Vertretern der Bundesregierung, der Wissen- 
schaft, der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der 
Max-Planck-Gesellschaft, der Alexander von Hum- 
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boldt-Stiftung und des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes über den Stand der Rheumatologie 
in beiden Ländern sowie über Forschungs- und För- 
derstrategien zu führen. In einem nächsten Schritt hat 
im Mai 1987 eine deutsche Delegation in den USA 
rheumatologische Forschungszentren sowie die NIH 
besucht, um insbesondere unter dem Aspekt der 
strukturellen Gegebenheiten an diesen Zentren Er- 
fahrungen für künftige Aktivitäten im Rahmen natio- 
naler Fördermaßnahmen zu sammeln. Die Ergebnisse 
dieser Reise werden mit den beteiligten Fachgesell- 
schaften und interessierten Verbänden erörtert, um zu 
weiterführenden Vorschlägen für die künftige For- 
schungsförderung zu gelangen. 


Förderung der Fort- und Weiterbildung 

Der Notwendigkeit zur Verbesserung der rheumato- 
logischen Fort- und Weiterbildung wurde Rechnung 
getragen. Der Deutsche Akademische Austausch- 
dienst hat mit Fördermitteln aus dem Programm „For- 
schung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit” 
seit 1985 ein breitangelegtes Programm zum Aus- 
tausch und zur Fortbildung von graduierten und pro- 
movierten Wissenschaftlern auf den Gebieten der 
Rheumatologie und Epidemiologie für eine Periode 
von fünf Jahren etabliert (s. auch Ziffer 10). Der Deut- 
sche Akademische Austauschdienst unterstützt die 
zurückkehrenden Stipendiaten bei der Eingliederung 
in nationale Forschungseinrichtungen und Projekte, 
um die Umsetzung der im Ausland gewonnenen Er- 
fahrungen zu gewährleisten. 


4. Die Bundesregierung wird daher aufgefordert, sich 
über die Länder für entsprechende Maßnahmen an 
geeigneten Hochschulen einzusetzen, um dadurch 
zugleich auch eine verstärkte Berücksichtigung der 
Rheumatologie in der Lehre zu ermöglichen. 


Nach den Berichten der Länder findet die Rheumato- 
logie inzwischen an den Hochschulen stärkere Be- 
rücksichtigung. Dies ^virkt sich auch auf die ärztliche 
Ausbildung aus. Da Umfang und Intensität der Lehre 
im Bereich der Rheumatologie jedoch unterschiedlich 
beurteilt werden, ist eine abschließende Aussage zu 
der Frage, ob die Ausbildung in diesem Bereich im 
Medizinstudium an allen medizinischen Fakultäten 
und Fachbereichen im Sinne des hier erhobenen An- 
spruches in der Bundesrepublik Deutschland aus- 
reicht, nicht möglich. 

Seit dem Rheumabericht der Bundesregierung vom 
Jahre 1983 wurden an keiner weiteren Hochschule 
Lehrstühle eingerichtet. Dies ist im wesentlichen 
durch den interdisziplinären Charakter der Rheuma- 
tologie bedingt. In der Bundesrepublik Deutschland 
gibt es drei Lehrstühle für Rheumatologie, und zwar 
an den Universitäten Erlangen-Nürnberg, Gießen 
und an der Medizinischen Hochschule Hannover. 

Die Universitätsklinik Freiburg verfügt über eine Ab- 
teilung in der Rheumatologie und klinischen Immuno- 
logie, der ein Rheumatologe vorsteht. 


An der medizinischen Poliklinik der Ludwig-Maximi- 
lian-Universität München ist 1984 eine sogenannte 
Rheuma-Einheit eingerichtet worden. Es handelt sich 
dabei um eine interdisziplinäre Einheit, in der Ortho- 
päden und Internisten auf dem Sektor der Rheumato- 
logie in der Krankenversorgung, der Lehre und For- 
schung Zusammenarbeiten. Die medizinische Fakul- 
tät der Technischen Universität München hat einen 
Lehrauftrag für Rheumatologie erteilt. 

Der am Klinikum Würzburg eingerichtete „Interdis- 
ziplinäre rheumatologische Arbeitskreis” soll zu ei- 
nem „Interdisziplinären Zentrum für rheumatologi- 
sche Erkrankungen" ausgebaut werden. Dieses Zen- 
trum soll die am Klinkum und den theoretischen Insti- 
tuten der Medizinischen Fakultät gegebenen Voraus- 
setzungen für Diagnostik, Therapie und Forschung 
koordinieren und eine enge Zusammenarbeit mit den 
akademischen Lehrkrankenhäusern der Universität 
Würzburg, den zuweisenden regionalen Kranken- 
häusern, den niedergelassenen Ärzten der Region in 
Zusammenarbeit mit der Kassenärztlichen Vereini- 
gung, den Versicherungsträgern und der Deutschen 
Rheuma-Liga im Einzugsbereich des Universitätskli- 
nikums hersteilen. Eine Verbesserung der Behand- 
lung von Rheumakranken und ein nahtloser Über- 
gang zwischen stationärer und ambulanter Behand- 
lung kann damit sichergestellt und die Ausbildung 
der Studenten auf rheumatologischem Gebiet fortent- 
wickelt werden. Außerdem wird damit die Weiterbil- 
dung der Ärzte der Region über neue Erkenntnisse in 
der Diagnostik und Therapie gewährleistet und die 
Grundlagenforschung im Bereich der rheumatischen 
Erkrankungen verstärkt. 

Bei den medizinischen Einrichtungen der Universität 
Düsseldorf gibt es eine Professur mit einer Abteilung 
für Endokrinologie und Rheumatologie im Zentrum 
für Innere Medizin und Neurologie. Der Minister für 
Wissenschaft und Forschung des Landes Nordrhein- 
Westfalen ist bemüht, seinen Einfluß bei der Errich- 
tung von Lehrstühlen auf dem Gebiet der Rheumato- 
logie als eine für eine wirksame Rheumabekämpfung 
entscheidende Maßnahme geltend zu machen. 

Die I. und II. Medizinische Klinik der Johannes-Gu- 
tenberg-Universität Mainz halten ein ausreichendes 
Lehrangebot in der Rheumatologie und der Immuno- 
logie bereit. 

An der Medizinischen Universität Lübeck wird das 
Gebiet der rheumatischen Erkrankungen in der Or- 
thopädie, in der Pathophysiologie und in der Inneren 
Medizin vertreten. Die Medizinische Universität Lü- 
beck hat beschlossen, einen Lehrstuhl für physikali- 
sche Therapie einzurichten. Dieser Lehrstuhl wird 
dazu beitragen, die Versorgung der stationären Pa- 
tienten und auch die Betreuung der ambulant behan- 
delbaren Rheumapatienten zu verbessern. Auch ist 
damit zu rechnen, daß im Zusammenhang mit der 
Besetzung des Lehrstuhles „Medizinische Molekular- 
biologie” ein Bewerber gewonnen wird, der bereits 
Grundlagenforschung im Bereich rheumatischer Er- 
krankungen durchgeführt hat. 

Wie den Mitteilungen der Länder zu entnehmen ist, 
wird — mit Ausnahme von Nordrhein-Westfalen — 
nicht angestrebt, weitere Lehrstühle für Rheumatolo- 
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gie einzurichten. Auch hierbei ist weitgehend der in- 
terdisziplinäre Charakter der Rheumatologie maßge- 
bend. 

Die Bundesregierung hat nur sehr begrenzte Möglich- 
keiten, sich über die Länder dafür einzusetzen, daß 
eine verstärkte Berücksichtigung der Rheumatologie 
in der Lehre ermöglicht wird. Sie geht davon aus, daß 
von den zu Ziffer 3 genannten Maßnahmen zur Förde- 
rung der Rheumaforschung an den Hochschulen, ins- 
besondere von der Einrichtung von Forschergruppen 
und Sonderforschungsbereichen, entsprechende Im- 
pulse für die Heranbildung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses und für eine stärker interdisziplinär 
orientierte Berücksichtigung der Rheumatologie in 
der Lehre ausgehen werden. Sie sieht eine wichtige 
und geeignete Grundlage für Wirkungen in dieser 
Richtung in den jüngsten Empfehlungen des Wissen- 
schaftsrats zur klinischen Forschung, die unter Mit- 
wirkung des Bundes und der Länder beschlossen wur- 
den. In den Empfehlungen zur klinischen Forschung 
in den Hochschulen von 1986 hat der Wissenschaftsrat 
die Rheumatologie als Fachgebiet bezeichnet, das vor 
allem in der klinischen Forschung an ungünstigen 
Voraussetzungen leidet. Er hat zur Schheßung der 
Lücken in der klinischen Forschung empfohlen, die 
Förderung interdisziplinär ausgerichteter klinischer 
Forschergruppen zu verbreitern, in denen eine fach- 
übergreifende Zusammenarbeit zwischen Grundla- 
genforschung und Klinik stattfindet. Auswirkungen 
auf die Lehre in der Rheumatologie könnten von der- 
artigen Forschergruppen insbesondere dann ausge- 
hen, wenn sie nach einer hinreichenden Anlaufzeit 
von Ländern und Hochschulen zumindest in ihrem 
Kern in die Grundausstattung der Hochschulen über- 
nommen werden. Der Wissenschaftsrat hat Länder 
und Hochschulen gebeten, dafür Sorge zu tragen. 


5. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Rheuma- 
tologie als Gesamtkomplex in der Appfobationsord- 
nung für Ärzte und gegebenenfalls in der Prüfungs- 
ordnung in Anlehnung an das Schweizer Modell zu 
berücksichtigen, um dadurch notwendiges Basiswis- 
sen über die rheumatischen Erkrankungen dem nie- 
dergelassenen Arzt vermitteln zu können. Hierbei ist 
zu prüfen, wie die Zusammenarbeit von Universität 
und Rheumakliniken zu verbessern ist. 


Berücksichtigung der Rheumatologie in der ärztlichen 
Ausbildung 

Die Rheumatologie ist Gegenstand der ärztlichen 
Ausbildung. Nach der Approbationsordnung für Ärzte 
(ÄAppO) gehören die „Krankheiten des rheumati- 
schen Formenkreises" von jeher zum Prüfungsstoff 
des nichtoperativen Stoffgebietes für den zweiten Ab- 
schnitt der Ärzthchen Prüfung (Anlage 16 zur 
ÄAppO). Da die obersten Landesgesundheitsbehör- 
den, die Wissenschaftsminister der Länder, der Medi- 
zinische Fakultätentag und die Deutsche Gesellschaft 
für Rheumatologie, die um Stellungnahme gebeten 
worden sind, Umfang und Intensität der Lehre im Be- 
reich der Rheumatologie unterschiedlich beurteilen, 
ist eine abschließende Aussage zu der Frage, ob die 
Ausbildung in der Rheumatologie im Medizinstudium 


ausreicht oder wesentlich verbessert werden muß, 
nicht möghch. 

Ein großer Teil der Länder, der Medizinische Fakultä- 
tentag und die Bundesärztekammer haben darauf 
hingewiesen, daß die Erkrankungen des rheumati- 
schen Formenkreises wegen der Vielfalt ihrer Genese 
und den sich daraus ableitenden pathologischen Er- 
scheinungen immer schon Gegenstand interdiszipli- 
närer Zusammenarbeit innerhalb der medizinischen 
Fächer, aber auch mit anderen naturwissenschaftli- 
chen Disziplinen gewesen sind. Dies hat seinen Nie- 
derschlag in der ärztlichen Ausbildung gefunden. Die 
Rheumatologie wird als fächerübergreifender Bereich 
von Vertretern verschiedener Fachgebiete, vor allem 
der Inneren Medizin, der Orthopädie und der Chirur- 
gie des Bewegungsapparates gelehrt. 

Bei weiteren Erörterungen über Änderungen der 
ÄAppO wird die Bundesregierung der Frage nachge- 
hen, ob und inwieweit die Ausbildung in der Rheuma- 
tologie im Rahmen des Medizinstudiums verbesse- 
rungsbedürftig ist. Es wird dann zu klären sein, ob 
eine stärkere Verankerung dieses Bereichs in der Ver- 
ordnung notwendig und möglich ist. Die Regelungs- 
möglichkeiten des Bundes sind grundsätzhch be- 
schränkt. Die Gestaltung des Unterrichts im Medizin- 
studium muß den Medizinischen Fakultäten überlas- 
sen bleiben. Der Verordnungsgeber hat insoweit nicht 
die Möghchkeit, einzelne inhaltliche Vorgaben zu 
machen. Er ist weitgehend darauf beschränkt, die 
Pfhchtunterrichtsveranstaltungen während des Medi- 
zinstudiums festzulegen und kann nur über die Be- 
stimmung des Prüfungsstoffes für die staatlichen Prü- 
fungen in der ärztlichen Ausbildung inhaltlich Einfluß 
auf die Lehre nehmen. 

Die Einführung einer Pflichtunterrichtsveranstaltung 
in der Rheumatologie wird wegen des fächerübergrei- 
fenden Charakters dieses Bereichs nicht in Betracht 
kommen können. Die für den angehenden Arzt not- 
wendigen Kenntnisse und Fähigkeiten im Bereich der 
Rheumatologie können sinnvoll nur vermittelt wer- 
den, wenn jedes beteiligte Fach den ihm gebühren- 
den Anteil leistet. 

Man wird aber prüfen müssen, ob die Rheumatologie 
bei der beabsichtigten Neufassung der Prüfungsstoff- 
kataloge der ÄAppO stärker als bisher berücksichtigt 
werden muß. 

Eine Anlehnung der ÄAppO an das erwähnte Schwei- 
zer Modell ist nicht möglich, da es sich bei diesem 
nicht um ein Ausbildungs- sondern um ein Weiterbil- 
dungsprogramm handelt. 


Zusammenarbeit der medizinischen Fakultäten mit 
außeruniversitären Einrichtungen 

Die Umfrage der Bundesregierung zu den Möglich- 
keiten der Kooperation in Forschung und Lehre zwi- 
schen Universitäten und außeruniversitären Einrich- 
tungen hat folgendes ergeben: 
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Baden-Württemberg 

Es wird eine Zusammenarbeit zwischen universitärem 
Bereich und den Rheumakliniken angestrebt. Ein ent- 
sprechendes Vorhaben der Universität Freiburg und 
des Staatlichen Rheumakrankenhauses Baden-Baden 
wird derzeit von einer Planungsgruppe geprüft. Ge- 
plant sind enge Kooperationen im Bereich der Lehre, 
da sich wegen des speziellen Patientengutes am 
Staatlichen Rheumakrankenhaus Baden-Baden eine 
Ausbildung der Medizinstudenten im „Praktischen 
Jahr" und auch eine Entfaltung gemeinsamer For- 
schungsaktivitäten bezüglich Diagnostik, Therapie, 
Rehabilitation und Prävention der verschiedenen 
rheumatischen Krankheitsbilder anbietet. 

Unabhängig hiervon bestehen auch Überlegungen, 
innerhalb der medizinischen Universitätsklinik Hei- 
delberg einen stärkeren Akzent in der Rheumafor- 
schung zu setzen. Die Rheumaforschung hat hier in- 
nerhalb des Schwerpunktes Hämatologie und Onko- 
logie bereits jetzt nicht unerhebliche Bedeutung. Das 
Ministerium für Wissenschaft und Kunst Baden-Würt- 
temberg geht davon aus, daß die Verstärkung der wis- 
senschaftlichen Arbeit in Freiburg und Heidelberg 
auch positive Auswirkungen auf die Lehre haben 
wird. 


Bayern 

In den Lehrbetrieb der Universität Erlangen-Nürn- 
berg, an der ein Lehrstuhl für Rheumatologie besteht, 
ist der Leiter der Rheumatologischen-LVA- Klinik 
Herzoghöhe, Bayreuth, einbezogen. Dem Institut für 
Klinische Immunologie und Rheumatologie der Uni- 
versität Erlangen-Nürnberg sind im Jahr 1987 zwei 
Max-Planck-Forschergruppen auf dem Gebiet der 
Rheumatologie angegliedert worden, und zwar eine 
Forschergruppe mit dem Thema „Die Immunologie 
reaktiver Arthritiden“, die zweite Forschergruppe mit 
dem Thema „ Pathobiochemie der chronischen Poly- 
arthritis“. Die Universität Erlangen-Nürnberg hat fer- 
ner eine stärkere klinische Kooperation mit dem 
Rheumazentrum Bad Abbach vereinbart. 

Es ist vorgesehen, an dem Lehrkrankenhaus der 
Technischen Universität München, Städtisches Kran- 
kenhaus Bogenhausen, für eine neu zu besetzende 
Abteilung für Innere Medizin einen Rheumatologen 
als Chefarzt auszuwählen und in dieser Abteilung 
schwerpunktmäßig rheumatische Erkrankungen zu 
behandeln. Im übrigen wird auf die Ausführungen 
zum „Interdisziplinären Zentrum für rheumatologi- 
äche Erkrankungen“ am Klinikum Würzburg zu Zif- 
fer 4 verwiesen. 


Berlin 

Das in der Planung befindliche Deutsche Rheumafor- 
schungszentrum Berlin wird einen Kooperationsver- 
trag mit der Freien Universität abschließen, der die 
Vertretung der Rheumatologie in Forschung und 
Lehre durch die Wissenschaftler des Deutschen Rheu- 
maforschungszentrums gewährleistet. Lehre und 


Ausbildung im Klinischen Studienabschnitt im Fach- 
gebiet Rheumatologie sollen im Immanuel-Kranken- 
haus angesiedelt werden, da hier die für die universi- 
täre Ausbildung erforderliche Kranke nversorgung 
vorhanden ist. Der entsprechende Kooperationsver- 
trag wird ebenfalls die Zusammenarbeit des For- 
schungszentrums und des Immanuel-Krankenhauses 
mit den verschiedenen Grundlagenfächern der Freien 
Universität beinhalten sowie Regelungen über den 
Zugang von Rheumaforschern aus dem Forschungs- 
zentrum zu Promotionen und Habilitationen an der 
Universität. 


Hamburg 

Es besteht gemeinsam mit den Medizinischen Fakul- 
täten der Universitäten in Kiel und Lübeck ein For- 
schungsverbund des Fachbereichs Medizin der Uni- 
versität Hamburg mit der Rheumaklinik Bad Bram- 
stedt. 

Parallel zu diesem Forschungsverbund hat sich eine 
enge Zusammenarbeit nicht nur zwischen der Ortho- 
pädischen und Medizinischen Klinik der Universität 
Hamburg durch gemeinsame Betreuung der Patien- 
ten entwickelt, sondern auch eine sehr enge Zusam- 
menarbeit zwischen der Orthopädischen Klinik und 
der Rheumaklinik Bad Bramstedt. So werden bei- 
spielsweise die Patienten mit Destruktionen der Wir- 
belsäule bei chronischer Polyarthritis oder Patienten 
mit Bechterew scher Krankheit zur operativen Be- 
handlung der Orthopädischen Klinik am Universitäts- 
klinikum Hamburg überwiesen, weil die operative 
Behandlung der Wirbelsäule ein Schwerpunkt dieser 
Klinik ist. Ferner findet ein Austausch der Assistenz- 
ärzte im Rahmen der Weiterbildung statt. 


Hessen 

Für Hessen ist schwerpunktmäßig — wegen der sehr 
kostenaufwendigen Einrichtungen — für die Univer- 
sitätsklinik Gießen, bei der es einen Lehrstuhl für 
Rheumatologie gibt, in Bad Nauheim eine Klinik für 
physikalische Medizin und Balneologie und an der 
Universitätsklinik Marburg/Lahn für den operativen 
Bereich der Rheumatologie eine Abteilung in der Kli- 
nik für Orthopädie errichtet worden. 


Niedersachsen 

Die Medizinische Hochschule Hannover verfügt über 
einen der drei in der Bundesrepublik Deutschland 
bestehenden Lehrstühle für Rheumatologie. Für die 
Patienten bietet die Medizinische Hochschule Rheu- 
masprechstunden in Spezialambulanzen an, zu denen 
auch die Abteilung für Rheumatologie und Balneolo- 
gie des Staatsbades Bad Nenndorf gehören. Die Rheu- 
maforschung wird in großer Breite in mehreren Abtei- 
lungen als Schwerpunktaufgabe betrieben. Behand- 
lungsmöglichkeiten für Rheumakranke sind ferner in 
den Krankenhäusern mit großen orthopädischen Ab- 
teilungen und bei einigen internen Krankenhausab- 
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teilungen gegeben. Die Zusammenarbeit der an der 
Versorgung von Rheumakranken Beteiligten ist not- 
wendig und wird von der Landesregierung befürwor- 
tet. 

Nordrhein-Westfalen 

Die Rheumaklinik in Aachen „Landesbad Aachen“ 
(350 Betten) hat als ärztlichen Leiter einen außerplan- 
mäßigen Professor, der Mitglied der Medizinischen 
Fakultät der Technischen Hochschule Aachen ist. Er 
ist zugleich Direktor eines Rheumaforschungsinstituts 
e. V. in Aachen, das mehrere Träger hat und u. a. auch 
vom Ministerium für Wissenschaft und Forschung des 
Landes Nordrhein-Westfalen finanzielle Förderung 
erfährt. Nach Auffassung dieses Ministeriums scheint 
eine solche Konstruktion besonders geeignet, um die 
klinische Forschung auf dem Gebiet der Rheumatolo- 
gie in Verbindung mit einer medizinischen Fakultät 
einer Hochschule einerseits und einer großen Spezial- 
klinik mit vielen Patienten andererseits zu ermögh- 
chen, 

Rheinland-Pfalz 

Im Bereich der Rheumatologie besteht eine enge Zu- 
sammenarbeit der 1. und II. Medizinischen Klinik der 
Johannes-Gutenberg-Universität in Mainz mit ande- 
ren Krankenhäusern. Direkt assoziiert sind die Rheu- 
makliniken in Bad Kreuznach, Schlangenbad und 
Wiesbaden. 

Schleswig-Holstein 

Es besteht eine Zusammenarbeit zwischen der Ortho- 
pädischen Universitätsklinik Kiel und der Medizini- 
schen Universität Lübeck mit der Rheumaklinik Bad 
Bramstedt. Die Medizinische Universität Lübeck hat 
im Rahmen des Kooperationsabkommens Zugang zu 
den zahlreichen Fällen spezieller rheumatologischer 
Erkrankungen, die in Bad Bramstedt behandelt wer- 
den. Umgekehrt hat die Rheumaklinik Zugang zu den 
Spezialmethoden, die insbesondere die Laboratorien 
der Medizinischen Universität Lübeck anbieten kön- 
nen. 

Am Klinikum Kiel besteht auf dem Gebiet der Rheu- 
matologie eine Zusammenarbeit zwischen den Medi- 
zinischen Kliniken, der Abteilung Immunologie und 
der Orthopädischen Universitätsklinik. Bei der Medi- 
zinischen Universität Lübeck hat sich der Austausch 
von Assistenten zwischen der Universität und der 
Rheumaklinik in Bad Bramstedt bewährt. 


Ausbildung der nichtärztlichen Heilberufe 

Die rheumatischen Erkrankungen werden bei der 
Ausbildung der nichtärztlichen Heilberufe hinrei- 
chend berücksichtigt. Bei der anstehenden Erarbei- 
tung der neuen Ausbildungs- und Prüf ungs Verord- 
nung für die Berufe in der Massage und in der Kran- 
kengymnastik wird den rheumatischen Erkrankun- 
gen angemessenes Gewicht zuteil werden. Die Aus- 
bildungs- und Prüfungsverordnung kann jedoch erst 


erlassen werden, wenn das Gesetz über die Berufe in 
der Massage und in der Krankengymnastik verab- 
schiedet ist. 

Die Zahl der Schulen und der Schüler hat weiter zuge- 
nommen (Quellen: Statistisches Bundesamt, Fachse- 
rie 1 1 — Bildung und Kultur — , Reihe 2 — Berufliches 
Schulwesen — ): Krankengymnasten: Ende 1986: 
69 Lehranstalten mit 5 957 Schülern (1980:45 bzw. 
3 497); Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten: 
Ende 1986: 26 Schulen mit 1984 Schülern (1980:16 
bzw. 1017). Von verschiedener Seite wird darauf hin- 
gewiesen, daß derzeit der Bedarf abgedeckt werde. 


6. Die Bundesregierung wird aufgefordert, in Zusam- 
menhang mit der Novellierung des Krankenhausfi- 
nanzierungsgesetzes die Verteilung der Finanzhilfen 
von Bund und Ländern bei der Durchführung von 
Modellmaßnahmen zur Beseitigung unterschiedli- 
cher gesundheitlicher Verhältnisse und zur Beseiti- 
gung einer regionalen Unterversorgung mit länder- 
übergreifendem Charakter neu zu regeln. 

Mit der Novellierung des Krankenhausfinanzierungs- 
gesetzes vom 20. Dezember 1984 besteht für die Bun- 
desregierung keine MÖghchkeit mehr, durch Finanz- 
hilfen auf die Durchführung von Modellmaßnahmen 
zur Beseitigung unterschiedlicher gesundheithcher 
Verhältnisse und regionaler Unterversorgungen u. a. 
mit länderübergreifendem Charakter einzugreifen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt aber, punktuell im 
Rahmen des „Modellprogrammes zur Verbesserung 
der Versorgung chronisch Kranker“ und im Rahmen 
des Programmes „Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit“ durch die Förderung geeig- 
neter Modelleinrichtungen verbesserte Versorgungs- 
strukturen aufzubauen, die dann — nach Feststellung 
ihrer Wirksamkeit — zu einer Vereinheitlichung re- 
gional unterschiedlicher Krankenversorgung beitra- 
gen können. Eine regionale Unterversorgung kann 
allerdings nur durch die für das Gesundheitswesen 
primär zuständigen Länder behoben werden. Es ist 
bekannt, daß sich in diesem Zusammenhang ver- 
schiedene Länder bemühen, geeignete Rheuma-Zen- 
tren aufzubauen (s, auch Ziffer 5). 


7. Integrierte Versorgiingsmodelle für Rheumakranke 
mit nahtlosem Übergang zwischen stationärer und 
ambulanter Behandlung sowie fachübergreifender 
Zusammenarbeit aller an der Behandlung beteiligten 
Fachdisziplinen, ergänzt durch eine wohnortnahe Be- 
treuung, sollten modellhaft erprobt werden, wobei 
auch die Zuständigkeit der Träger in Leistungsfällen 
eindeutig zu klären ist. 

Die Versorgung und Betreuung chronisch kranker 
Rheumapatienten ist wegen der räumlichen Tren- 
nung ambulanter, stationärer und rehabilitativer 
Maßnahmen nicht zufriedenstellend. Diese Defizite in 
der rheumatologischen Versorgung können nur be- 
seitigt werden, wenn der Handlungsablauf: — Diffe- 
rentialdiagnostik — Therapie — Rehabilitationsmaß- 
nahmen — zu einer Einheit zusammengefügt wird. 
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Wohnortnahe Versorgungsmodeüe 

Die Mängel in der Situation der Versorgung von 
Rheumakranken haben die Bundesregierung veran- 
laßt, auf der Grundlage einer Situationsanalyse eine 
öffentliche Bekanntmachung des Bundesministers für 
Forschung und Technologie zur Förderung wohnort- 
naher Versorgungsmodelle an die wissenschaftliche 
Öffentlichkeit zu richten. Aufgrund der Fachdiskus- 
sion wurden fünf Modellvorhaben in den Regionen 
Hannover, Emmerich-Niederrhein, Bad Aibling-Ro- 
senheim und Unna sowie in Schleswig-Holstein für 
die Förderung ausgewählt. 

Eine umfassende Versorgung muß r heumatologisch 
kompetent, wohnortnah und kontinuierlich erfolgen 
sowie körperliche, psychische und soziale Krankheits- 
folgen berücksichtigen. Aus diesem Grunde ist in den 
Modellvorhaben eine enge Zusammenarbeit von Ärz- 
ten und anderen Betreuern, Selbsthilfegruppen und 
Sozialversicherungsträgern mit den Patienten ver- 
wirklicht. 

Weiterhin werden zur Verbesserung der Versor- 
gungslage Interventionsmaßnahmen wie Patienten- 
aufklärungskurse, Schmerzbewältigungsprogramme 
sowie die Einrichtung von Selbsthilfegruppen einge- 
setzt. 

Um eine Aussage über den Erfolg der Interventions- 
maßnahmen zu erhalten, wird anhand eines Doku- 
mentationsbogens in regelmäßigen Abständen die 
Inanspruchnahme der Leistungen durch die Patienten 
dokumentiert und daraus eine Bewertung der Maß- 
nahmen zur Veränderung der Versorgungsstruktur 
abgeleitet. Die Ergebnisse der ersten Patientenbefra- 
gung liegen vor. Sie belegen Defizite bei den Versor- 
gungsangeboten, geben ein nach Alter und Ge- 
schlecht differenziertes Büd über die Belastungen, die 
mit der Krankheit verbunden sind. Auch der Medika- 
mentenverbrauch und die Inanspruchnahme unkon- 
ventioneller Behandlungsmethoden ist dokumentiert. 
Auf der Grundlage dieser Daten konnten in den Mo- 
dellregionen gezielt Interventionsstrategien entwik- 
kelt und daraus abgeleitete Maßnahmen erprobt wer- 
den. 

Dadurch hat sich die Versorgungslage in den Modell- 
regionen deutlich verbessert. Unterstützend wurden 
Vereinbarungen zur Kostenübernahme für einzelne 
therapeutische Elemente, wie ambulante Kranken- 
gymnastik und ambulante Beschäftigungs- und Ar- 
beitstherapie abgeschlossen. 

Als Träger dieser Maßnahmen konnten Kommunen, 
Wohlfahrtsverbände, Selbsthilfeeinrichtungen und 
Volkshochschulen gewonnen werden. In einigen Re- 
gionen haben auch die Kassen ihre Beratungspro- 
gramme für Rheumakranke erweitert. 

Eine abschließende Bewertung der Maßnahmen zur 
Veränderung der Versorgungsstruktur kann erst nach 
Beendigung der Modellphase 1989 erwartet werden. 
Sie wird die Grundlage für eine spätere Weiterfüh- 
rung, Ausweitung und Eingliederung der Modelle in 
das bestehende Versorgungssystem bilden. Daher 


werden erst nach Ablauf der Modellvorhaben ggf. 
notwendige Änderungen der Zuständigkeit der Lei- 
stungsträger Gegenstand der Diskussion werden kön- 
nen. 

Um klären zu können, ob die Modellmaßnahmen tat- 
sächlich die Betroffenen erreichen und die angestreb- 
ten Verbesserungen für die Patienten eintreten, sind 
epidemiologische Daten erforderlich. In jeder Modell- 
region wird daher das Patientenkollektiv mit einer 
Kontrollgruppe verglichen. Weiterhin wird in der Re- 
gion Hannover eine umfassende Untersuchung an ei- 
ner Bevölkerungsstichprobe durchgeführt. Daraus 
lassen sich für die Stadt Hannover bereits exakte Da- 
ten für die Häufigkeit, die Versorgungssituation und 
die individuelle Belastung durch die Krankheit ablei- 
ten; danach leiden 0,4 bis 0,6 v. H. der Bevölkerung 
an einer behandlungsbedürftigen chronischen Poly- 
arthritis. Diese Untersuchung in Hannover ist ein 
wichtiger Schritt, die unbefriedigende Situation der 
epidemiologischen Forschung im Bereich Rheumato- 
logie in der Bundesrepublik Deutschland zu verbes- 
sern. 


Rheuma-Therapiegruppen 

Neben einer Optimierung der stationären Heilbe- 
handlung ist aus der Sicht der Bundesregierung auch 
eine stetige Verbesserung der ambulanten Langzeit- 
betreuung Rheumakranker anzustreben. Der Ver- 
band Deutscher Rentenversicherungsträger und die 
Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung haben vor diesem Hintergrund ein Konzept zur 
Verbesserung der wohnortnahen Versorgung Rheu- 
makranker erarbeitet, das in gemeinsamen „Empfeh- 
lungen zur Förderung von Übungsbehandlungen in 
Rheumagruppen" vom 30. November 1983 niederge- 
legt ist. Mit diesem Konzept wird ein nicht unwesent- 
licher Beitrag zur Erleichterung des Schicksals Rheu- 
makranker im Alltags- und Berufsleben geleistet. 

Die zentrale Aufgabe dieser Rheuma-Therapiegrup- 
pen besteht in einem gezielten Funktionstraining in 
Form von Trocken- oder Wassergymnastik zur Erhal- 
tung, Besserung oder — soweit möglich — Wieder- 
herstellung der Bewegungs-, Stütz- und Haltefunk- 
tion in den von der Krankheit betroffenen Bereichen 
des Bewegungsapparates. Zu den weiteren Aufga- 
ben gehören die fachkundige Beratung bei behinde- 
rungsbedingten Problemen, Einübung im Gebrauch 
notwendiger technischer Hilfen sowie eine Förderung 
der wichtigen psycho-sozialen Kontakte. Die Leitung 
der Gruppen liegt in den Händen geschulter Kranken- 
gymnasten. Ein einheitliches Programm für die not- 
wendige Zusatzausbildung wurde inzwischen ent- 
wickelt. Das Konzept der Rheuma-Therapiegruppen 
wurde mit Vertretern aller beteiligten Gruppen ein- 
schließlich der Deutschen Rheuma-Liga abgestimmt, 
deren örtliche Arbeitsgemeinschaften auch überwie- 
gend für den organisatorischen Aufbau und Betrieb 
dieser Gruppen verantwortlich zeichnen (s. auch Zif- 
fer 11). 
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Medizinische Rehabilitation 

Die erfolgreiche Wiedereinghederung Rheumakran- 
ker in das Erwerbsleben erfordert nach der Akutbe- 
handlung weitergehende medizinische Rehabilita- 
tionsmaßnahmen. Um überlange und damit kosten- 
trächtige Liegezeiten in Akutkrankenhäusem zu ver- 
meiden und um einen lückenlosen Anschluß der Re- 
habüitation an die Akutbehandlung zu ermöghchen, 
wurde in Augsburg-Göggingen für operierte Patien- 
ten mit chronischer Polyarthritis mit Förderung des 
Bundes eine überregionale Rehabihtationseinrich- 
tung besonderer Art (Hessing-Khnik) geschaffen. 
Hier werden frühzeitig nach Abschluß der akuten 
postoperativen Phase (Wundheüung) rehabilitative 
Maßnahmen, u. a. Krankengymnastik, Beschäfti- 
gungs- und Arbeitstherapie sowie Funktionstraining 
mit dem Ziel eingeleitet, den Rheumakranken wieder 
in die Lage zu versetzen, sich ohne fremde Hüfe zu 
versorgen. Dem Modellcharakter dieser Einrichtung 
entspricht es, daß der Bettenabteüung eine Muster- 
wohnung angegliedert ist, die den Rehabüitanden 
während des stationären Aufenthaltes ausreichend 
Gelegenheit gibt, die wesentlichen Verrichtungen des 
täghchen Lebens wieder zu erlernen und zu trainie- 
ren. Mit dieser Einrichtung wurde die Lücke zwischen 
der Behandlung operierter Patienten mit chronischem 
Gelenkrheumatismus in Akutkrankenhäusern und 
der abschheßenden medizinischen Rehabilitation in 
Einrichtungen der Rentenversicherungsträger ge- 
schlossen. 


Zuständigkeit der Träger in Leistungsfällen 

Die Zuständigkeit der Träger — gesetzhche Kranken- 
versicherung für die stationäre Akutbehandlung und 
gesetzliche Rentenversicherung für die medizini- 
schen Rehabilitationsmaßnahmen — ist eindeutig ge- 
klärt. 

Im Rahmen der ambulanten Langzeitversorgung trägt 
die Empfehlung der Spitzenverbände der Kranken- 
versicherungsträger und der Rentenversicherungsträ- 
ger zur „Förderung von Übungsbehandlungen in 
Rheumagruppen" vom 30. November 1983 zur Festle- 
gung der Zuständigkeit der Träger in Leistungsfällen 
bei, da hier die Kostenübemahme für diesen wichti- 
gen Versorgungsbereich einvernehnüich geregelt 
werden konnte. 


Kosten der rheumatischen Krankheiten 

Eine Zusanunenführung von Krankheitsarten und 
durch sie verursachte Kosten wird von den Trägem 
der gesetzhchen Krankenversichemng im Rahmen 
von regelmäßigen Statistiken nicht vorgenommen. 
Sondererhebungen im Zusammenhang mit For- 
schungsaufträgen sind der Bundesregierung hierzu 
nicht bekannt. 


8. Alle an der Versorgung von Rheumakranken beteilig- 
ten Fachdisziphnen und Institutionen werden aufge- 
fordert, enger zusammenzuarbeiten. Damit soll er- 
reicht werden, daß Erfahrungen einer Richtung rasch 
zu anderen Versorgimgseinrichtungen gelangen, mit 
dem Ziel, daß die Rheumapatienten überall nach den 
neuesten internationalen Erkenntnissen gleich gut 
behandelt werden können. 


Zusammenarbeit der Fachdisziplinen und Institutionen 

Die Bundesregierung hat den Appell des Deutschen 
Bundestages, daß alle an der Versorgung von Rheu- 
makranken beteüigten Fachdisziphnen und Institutio- 
nen aufgefordert werden, enger zusammenzuarbei- 
ten, an diese weitergegeben (Bundesländer, Bundes- 
ärztekammer, Deutsche Gesellschaft für Rheumatolo- 
gie, Deutsche Krankenhausgesellschaft, Arbeitsge- 
meinschaft der wissenschafthch-medizinischen Fach- 
gesellschaften, Deutsche Gesellschaft für Innere Me- 
dizin, Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Trau- 
matologie, Beruf sverband der Fachärzte für Ortho- 
pädie, Beruf sverband Deutscher Internisten, Berufs- 
verband Deutscher Rheumatologen, Deutsche Gesell- 
schaft für Arbeitsmedizin u. a. m.). 

Zusammenarbeit ist ein dynamisch kontinuierhcher 
Prozeß. Soweit die Bundesregierung zuständig ist, för- 
dert sie diese Zusammenarbeit z. B. im Rahmen von 
Modellprojekten oder Forschungsvorhaben (s. Ziffer 3 
und 7). In den Ländern wird die Zusammenarbeit 
durch unterschiedhche Maßnahmen gewährleistet 
und ausgebaut. Dies geschieht im Bereich der ärztli- 
chen wie auch der nichtärztlichen Heilberufe und der 
medizin-technischen Versorgung (z. B. Rheumatolo- 
gen-Arbeitsgemeinschaft in Berlin, arbeitsteüige Ko- 
ordination in Bremen). Auch die enge Kooperation 
zwischen verschiedenen betroffenen Fachkhniken 
(intemistisch/orthopädisch) und zwischen Universitä- 
ten und „Rheuma-Khniken" bewährt sich vielerorts. 


Fortbildung im Bereich der Rheumatologie 

Wichtig für die Sicherstellung einer gleich guten Be- 
handlung für Rheumapatienten ist die intensive Fort- 
büdung des Fachpersonals. Sie muß flächendeckend 
und mit genügender Intensivität betrieben werden. 

Die Bundesregierung hat sich bemüht, einen Über- 
bhck über das Fortbildungsangebot für Rheumatolo- 
gie zu erhalten. Die auf entsprechende Anfragen ein- 
gegangenen Antworten sind aber unvollständig. Auf- 
grund der Mitteilungen einiger Länder kann man je- 
doch davon ausgehen, daß die ärztliche Fortbüdung in 
diesem Bereich sowohl von den Landesärztekam- 
mem, den Fortbüdungsakademien der Ärztekam- 
mern als auch von anderen Einrichtungen im allge- 
meinen intensiv betrieben wird. 

Es gibt zahlreiche Aktivitäten, die auf eine Verstär- 
kung der Fortbildung in der Rheumatologie gerich- 
tet sind (z. B. Entwicklung neuer Fortbildungspro- 
gramme). Von der Tätigkeit der Rheumazentren und 
entsprechender Einheiten an Universitäten werden 
wertvolle Anstöße für eine Verbesserung der ärztli- 
chen Fortbildung erwartet. 
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Die Rheuma-Klinik Wendelstein in Bad Aibling wurde 
1987 zum WHO-Kollaborationszentrum für „Educa- 
tion in Rheumatology" ernannt. 


9. Die Bemühungen im Bereich der Rehabilitation zur 
beruflichen Wiedereingliederung von Rheumakran- 
ken im erwerbsfähigen Alter sind zu verstärken. 
Hierzu gehören sowohl die Verbesserung der Arbeits- 
platzbedingungen durch Anpassung an die speziellen 
Erfordernisse und Bedingungen des Rheumakranken 
als auch die ausreichende Bereitstellung von geeigne- 
ten Teilzeitarbeitsplätzen. 


Berufliche Rehabilitation 

Soweit im Einzelfall neben den medizinisch indizier- 
ten Maßnahmen berufsfördernde (z. B. eine Anpas- 
sung des Arbeitsplatzes an die besonderen Erforder- 
nisse Rheumakranker) erforderlich werden, sind diese 
auf der Grundlage des geltenden Rechts umfas- 
send gewährleistet (z. B. Arbeitssicherheitsgesetz, Ar- 
beitsförderungsgesetz, Reichsversicherungsordnung, 
Schwerbehindertengesetz). Für die tatsächliche Ein- 
gliederung in das Arbeitsleben helfen allerdings ge- 
setzliche Regelungen weniger als die individuelle An- 
sprache geeigneter Arbeitgeber, z. B. über die Selbst- 
verwaltungskörperschaften der jeweiligen Rehabili- 
tationsträger. 


Verbesserung der 

Arbeitsplatzbedingungen/Teilzeitarbeitsplätze 

Soweit Rheumakranke Schwerbehinderte oder 
Gleichgestellte im Sinne des Schwerbehindertenge- 
setzes sind, ist es — unbeschadet der Verpflichtung 
der Rehabilitationsträger gegenüber den Behinder- 
ten — zunächst Aufgabe der privaten und öffentlichen 
Arbeitgeber, Arbeitsräume, Maschinen und Gerät- 
schaften so einzurichten, daß die durch Rheuma 
Schwerbehinderten in den Betrieben und Dienststel- 
len dauernde Beschäftigung finden können. Die Ar- 
beitgeber haben diese Schwerbehinderten ihren Fä- 
higkeiten und Kenntnissen entsprechend zu beschäf- 
tigen. Darüber hinaus haben Arbeitgeber auch die 
Verpflichtung, die Einrichtung von Teilzeitarbeits- 
plätzen für Schwerbehinderte, also auch für rheuma- 
kranke Schwerbehinderte zu fördern. 

Die Landesarbeitsämter und die Hauptfürsorgestellen 
können die Arbeitgeber bei der Durchführung ihrer 
Verpflichtung, den durch Rheumakrankheit Schwer- 
behinderten eine geeignete Arbeitsstelle einzurich- 
ten, unterstützen. So hat z. B. Berlin bereits in der Ver- 
gangenheit für rheumakranke Schwerbehinderte Lei- 
stungen zur Eingliederung in das Arbeitsleben ge- 
währt. Dabei gehen Sozialarbeiter der Rheuma-Liga 
auch in Betriebe und Verwaltungen und bemühen 
sich, die Einrichtung zu unterstützen. Hier wird auch 
Sorge dafür getragen, daß bei fortgeschrittener Behin- 
derung entsprechend Teilzeitarbeitsplätze angeboten 
werden können. Auch Hamburg weist darauf hin, daß 
die Anpassung von Arbeitsplätzen für Rheumakranke 
und die Einführung von Teilzeitarbeitsplätzen unter 
arbeitsmedizinischen Kriterien erfolgen soll. Die Nie- 


dersächsische Landesregierung geht davon aus, daß 
die in Zukunft weiter steigende Zahl von Teilzeitar- 
beitsplätzen dazu beiträgt, daß auch Rheumakranke 
verstärkt auf diesen Plätzen beschäftigt werden kön- 
nen. Mit ihrem Programm zur Förderung zusätzlicher 
Teilzeitarbeitsplätze will sie diesen Trend unterstüt- 
zen. 


Überprüfung der Arbeitsplätze auf Verursachung 
rheumatischer Krankheiten 

Der in § 3 Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) festgelegte 
Aufgabenkatalog für Betriebsärzte beinhaltet, für die 
Erforschung der Ursachen krankmachender Faktoren 
sowie für deren Beseitigung Sorge zu tragen. Mit der 
Arbeitsstätten Verordnung und den Unfallverhütungs- 
vorschriften sind den Technikern und Betriebs ärzten 
zahlreiche wirksame Instrumente zu einer Verbesse- 
rung der Arbeitsplätze auch für Rheumakranke an die 
Hand gegeben. Die Beratung bei der Wiedereinglie- 
derung eines rheumakranken Behinderten an einen 
seiner Behinderung angemessenen Arbeitsplatz ist 
nach § 3 Abs. 3f. ASiG ebenfalls eine der Aufgaben 
der betriebsärztlichen Versorgung. Hier ist es wün- 
schenswert, daß der Betriebs- oder Werksarzt mög- 
lichst frühzeitig von den Versicherungsträgern und 
behandelnden Ärzten beratend in die Festlegung von 
Maßnahmen einbezogen wird, die der beruflichen Re- 
habilitation der Rheumakranken dienen. 

Gemessen an der Vielzahl von Rheumakranken spie- 
len rheumatische Erkrankungen z. Z. bei den Berufs- 
krankheiten keine Rolle. Es ist auch wegen der Viel- 
falt der Ursachen und der Erscheinungsformen der 
rheumatischen Erkrankungen und des strengen Ursa- 
chennachweises, wie er in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung verankert ist, nicht zu erkennen, daß kurz- 
fristig degenerative Veränderungen am Bewegungs- 
apparat in die Liste der Berufskrankheiten aufgenom- 
men werden können. Die Bundesregierung wird je- 
doch dieses Thema weiterhin als Beratungsgegen- 
stand im Ausschuß „Arbeitsmedizin" vorschlagen. 


10. Die Bundesregierung wird aufgefordert, darauf hin- 
zuwirken, daß aufgrund der großen Zahl von Ar- 
beits- und Erwerbsunfähigkeitsfällen durch ent- 
zündliche und degenerative Gelenkerkrankungen 
die Orthopädie und Rheumatologie in den Katalog 
der Weiterbildungsanforderungen für die Arbeits- 
medizin mit einbezogen wird. 


Weiterbildungsanforderungen für die Arbeitsmedizin 

Die Arbeitsmedizin ist ein vom Ansatz her multidiszi- 
plinäres Gebiet. Der Erwerb eingehender Kenntnisse 
und Erfahrungen im Bereich der chronischen Krank- 
heiten und damit auch der Rheumatologie ist schon 
jetzt Gegenstand der Weiterbildung in der Arbeitsme- 
dizin. Darauf haben die betroffenen Fachgesellschaf- 
ten und die Bundesärztekammer hingewiesen. 

Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen befürwor- 
ten ausdrücklich eine Aufnahme der Orthopädie und 
Rheumatologie in den Katalog der Weiterbildungsan- 
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forderungen für die Arbeitsmedizin. Seitens des Nie- 
dersächsischen Sozialministeriums wird vorgeschla- 
gen, einen besonderen Schwerpunkt in der Früher- 
kennung von rheumatisch bedingten Bewegungsein- 
schränkungen zu setzen. Gerade der Arbeitsmedizi- 
ner habe bei der Überwachung von Arbeitnehmern 
die Gelegenheit, bei vermeintiich gesunden Personen 
erste Symptome festzustellen. Die Landesärztekam- 
mer Niedersachsen hat die Bundesärztekammer ge- 
beten, den Vorschlag in die Überlegungen zum Aus- 
bau/Ergänzung der Weiterbildungsanforderungen 
einzubeziehen. 


Teilgebietsbezeichnung Rheumatologie 

Die Bezeichnung „Rheumatologie'' ist in allen Weiter- 
bildungsordnungen als Teilgebietsbezeichnimg der 
Gebiete „Innere Medizin" und „Orthopädie" auf ge- 
nommen worden. Nach Mitteilung der Länder sind die 
Möghchkeiten zur Weiterbildung in der Rheumatolo- 
gie sowohl in der Inneren Medizin als auch in der 
Orthopädie in den letzten Jahren erhebhch ausgebaut 
worden. Viele Ärzte haben inzwischen von der Mög- 
hchkeit Gebrauch gemacht, die Teilgebietsbezeich- 
nung „Rheumatologie" zu erwerben. Nach Mitteilung 
der Bundesärztekammer haben in der Zeit vom 1 . Juni 
1980 bis zum 31. Dezember 1986 

— 184 Ärzte die Teilgebietsbezeichnung „ Rheumato- 
logie" in der Inneren Medizin (bis Ende 1982: 112) 
und 

— 234 Ärzte die Teilgebietsbezeichnung „Rheuma- 
tologie" in der Orthopädie erworben (bis Ende 
1982: 112). 

Es ist zu erwarten, daß sich im Gefolge des weiteren 
Auf- und Ausbaus von Rheumazentren und Rheuma- 
einheiten vermehrt Weiterbildungsmöglichkeiten er- 
geben. 


Welterbildungsmöglichkeiten In der Rheumatologie 
durch Stipendien 

Hinsichtiich des Appells des Deutschen Bundestages 
von 1980 an die einschlägigen Förderungseinrichtun- 
gen, die Weiterbildung von Ärzten auf dem Gebiet der 
Rheumatologie im Ausland durch die Gewährung von 
Stipendien zu ermöghchen, hat sich der Bundesmini- 
ster für Forschung und Technologie erneut an den 
Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) 
gewandt. Der DAAD hat 1985 ein Sonderprogramm 
zur Förderung der Epidemiologie und Rheumatologie 
eingerichtet (siehe auch Ziffer 3). Er finanziert den 
Besuch von entsprechenden Fachkursen im Ausland 
für junge Ärzte und Wissenschaftler sowie den Auf- 
enthalt ausländischer Wissenschaftler zu Lehr- und 
Forschungszwecken im Bereich der Epidemiologie 
und der Rheumatologie. 


11. In Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für ge- 
sundheitliche Aufklärung und der Deutschen Rheu- 
maliga soll die Bevölkerung verstärkt über rheuma- 
tische Erkrankungen informiert und aufgeklärt wer- 
den. 


Information, Aufklärung und Hilfen durch die Deutsche 
Rheuma-Liga 

Bei den Aufklärungs- und Informationsmaßnahmen 
wird nach Zielgruppen, das ist zum einen die „breite" 
ÖffenÜichkeit, zum anderen der Kreis der betroffenen 
rheumakranken Menschen, unterschieden. An die 
„breite" ÖffenÜichkeit wendet sich die Deutsche 
Rheuma-Liga mit einschlägigen Merkblättern, Bro- 
schüren, Filmen und Video -Programmen direkt oder 
mit einem Presse-Informationsdienst über die Redak- 
tionen der Tagespresse und der Zeitschriften. Der 
Kontakt zur ÖffenÜichkeit wird über selbst organi- 
sierte Veranstaltungen und auch bei Tagungen, Kon- 
gressen usw. anderer hergestellt. Herauszuheben ist 
der von der Rheuma- Liga bundesweit propagierte 
und seit 1983 durchgeführte „Tag des Rheumakran- 
ken" , der am 1. Samstag im Oktober eines jeden Jah- 
res durchgeführt wird. Hervorragende Bedeutung 
hatte das in seiner Gestaltung innovative Medien- 
Hearing am 21. April 1986 in München. Mit dieser 
Veranstaltung lenkte die Deutsche Rheuma-Liga die 
Aufmerksamkeit der Presse in besonderem Maße auf 
die Erkrankungen des rheumatischen Formenkreises, 
die sich m einer Experten-Befragung zum aktuellen 
Stand der Diagnose- und TherapiemÖghchkeiten und 
über Forschungsschwerpunkte informieren konnte. 

Für rheumakranke Menschen hat die Deutsche 
Rheuma-Liga inzwischen ein breitgefächertes Spek- 
trum von Informations-, Aufklärungsmaßnahmen und 
anderen Hilfen entwickelt, die zu 99 v. H. von ehren- 
amtiich tätigen Personen, von denen die überwie- 
gende Zahl selbst rheumakrank ist, getragen werden. 
Viele Betreuungsmaßnahmen für rheumakranke 
Menschen, die eine Ergänzung der stationären oder 
ambulanten medizinischen Versorgung bedeuten, ha- 
ben sich bewährt. Die Sozialberatimg umfaßt sozial- 
pädagogische und sozialrechtliche Hilfen, vermittelt 
pflege- und mobile Hilfsdienste. Psychologische Hü- 
fen sind das „Sorgentelefon", die Betreuung von 
Selbsterfahrungsgruppen und Gesprächskreisen, die 
Einzelberatung bei seelischen Problemen, Angebote 
zur Freizeitgestaltung und Trainingskurse zur 
Schmerzbewältigung. Die beschäftigungs- und ar- 
beitstherapeutischen Hilfen unterstützen z. B. im Le- 
bens- und Wohnbereich. 

Auch die funktionelle Beschäftigungstherapie — We- 
ben, Töpfern, Werken usw. — wird gefördert. Bewe- 
gungstherapie wird in Turnsälen und Warmwasserbä- 
dern organisiert, damit die Betroffenen Maßnahmen 
ergreifen, um die Gelenkbeweghchkeit zu erhalten, 
die Muskulatur zu kräftigen, alltäghche Bewegungs- 
abläufe zu trainieren und Deformationen zu vermei- 
den. Bei der Warmwassergymnastik wurde die Zahl 
der Veranstaltungen auf 2 172 (1986) gesteigert 
(455: 1981). Die Schaffung weiterer Kapazitäten 
— z. B. in öffenüichen Bädern — wird für dringend 
notwendig gehalten. Selbsthilfeaktivitäten führen zur 
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Gründung von Selbsterfahrungsgruppen oder Ge- 
sprächskreisen, zum Einrichten von Tanz- oder Mu- 
sikgruppen, zur Organisation von Informationsveran- 
staltungen, Ablenkung durch Beschäftigungsthera- 
pie, Ausflügen und Freizeitsport sowie zur Aktivie- 
rung von Nachbarschaftshilfen. 

Von besonderer Bedeutung ist es auch, daß es in vie- 
len Regionen gelungen ist, Arbeitskreise Eltern rheu- 
makranker Kinder und Clubs junger Rheumakranker 
unter dem Dach der Deutschen Rheuma-Liga zu grün- 
den. Für beide Zielgruppen bieten vor allem regionale 
und überregionale Wochenendtagungen und Patien- 
tenseminare besondere Anregungen und tragen dazu 
bei, das Engagement dieser organisierten Selbsthilfe- 
bewegungen zu verstärken. 


Information durch die Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung 

Die Krankheiten des rheumatischen Formenkreises 
sind nach heutigem Kenntnisstand nur zu einem Teil 
und auch hier nur zu einem gewissen Grad präventiv 
beeinflußbar. Die Ansatzpunkte für eine diesbezügli- 
che Aufklärung liegen meist sehr weit im Vorfeld von 
Erkrankungen und sind somit in Fragen der allgemei- 
nen Gesundheitsförderung eingebettet. In Zusam- 
menarbeit mit der Deutschen Rheuma-Liga ist die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung ins- 
besondere in diesem Bereich tätig. So ist z. B. die ge- 
gen Bewegungsmangel und Übergewicht gerichtete 
Aufklärung auch ein Beitrag zur Prävention von rheu- 
matischen Verschleißerkrankungen. Hier bietet die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung Un- 
terrichtswerke für die Gesundheitserziehung in den 
Schulen an. Beispielhaft seien die Unterrichtsmateria- 
lien zum Thema „Entstehung und Vorbeugung von 
Haltungsschäden" genannt. Eine besondere Bedeu- 
tung kommt den Arbeitsbedingungen im Zusammen- 
hang mit chronischem Verschleiß zu. Durch die Medi- 
zinische Klinik der Universität Düsseldorf läßt die 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung ein 
Screening-Instrument entwickeln, das dem Werksarzt 
helfen soll, betriebliche Krankheitsursachen epide- 
miologisch zu erfassen. Damit wird ein Beitrag zum 
Abbau von Belastungen im Arbeitsbereich und der 
Gesundheitsgefährdung z. B. durch einseitige Bean- 
spruchung geschaffen. 


Finanzielle Unterstützung der Deutschen Rheuma-Liga 

Die Fördermittel der Länder und der Sozialversiche- 
rungsträger für die Landesverbände der Deutschen 
Rheuma-Liga sind weiter gestiegen: 

500 000 DM (1980); 1 412 500 DM (1983); 1 841 300 
DM (1986); Der Bundesverband erhielt 1986 von der 
Bundesregierung 155 000 DM (1980: 120 000 DM). 

Eine weitere Förderung erfuhr der Bundesverband 
durch die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
mit: 

150 000 DM in 1986 (1983: 125 000; 1980: 42 000). 


In den Jahren 1980 bis 1983 wurden Projekte der 
Deutschen Rheuma-Liga zusätzlich mit 122 000 DM 
aus den Mitteln der Bundeszentrale für gesundheitli- 
che Aufklärung gefördert. Im Zeitraum 1984 bis 1986 
betrug diese Förderung rd. 152 000 DM. 

Der Mitgliederstand der Deutschen Rheuma-Liga hat 
sich wie folgt entwickelt: 

1980: 13 413 1983: 41 077 1986: 67 185 

(darunter 7 760 Mit- 
glieder der Deut- 
schen Vereinigung 
Morbus Bechterew). 

In der gleichen Zeit hat sich die Zahl der örtlichen 
Arbeitsgemeinschaften und Beratungsstellen in den 
Landesverbänden der Deutschen Rheuma-Liga eben- 
falls ausgeweitet: 

1980: 95 1983: 362 1986: 473 

Hinzu kommen örtliche Therapiegruppen der Deut- 
schen Vereinigung Morbus Bechterew in größeren 
Städten (1983: 94; 1986: 179). 


IV. Zusammenfassung 

Der Bericht der Bundesregierung vom Januar 1980 
(Drucksache 8/3625) über Maßnahmen zur Rheuma- 
bekämpfung machte die seinerzeit selbst für Experten 
kaum durchschaubare Situation auf dem Gebiet der 
Rheuma-Bekämpfung transparenter. Der Bericht der 
Bundesregierung vom Dezember 1983 (Drucksa- 
che 10/850) über eingeleitete Maßnahmen zeigte er- 
ste Fortschritte und schärfte erneut das Problembe- 
wußtsein der für die Rheuma-Bekämpfung Verant- 
wortlichen und verstärkte die Einsicht, daß nur durch 
Koordination und Kooperation aller Beteiligten im 
Rheumabereich Prävention, Diagnostik, Therapie und 
Rehabilitation Schritt für Schritt verbessert werden 
können zugunsten einer Vielzahl von Bürgern, die 
von Erkrankungen des rheumatischen Formenkreises 
bedroht sind oder bereits an ihnen leiden. 

Die Analyse und Aufarbeitung dort dargelegter Lük- 
ken und Schwachstellen führte durch vielfältige Maß- 
nahmen und unterschiedliche Aktivitäten der Bun- 
desregierung, der Länder und der übrigen Beteiligten 
zu einem Ausbau der Versorgung der an rheumati- 
schen Erkrankungen leidenden Menschen und zu 
wegweisenden Ansätzen einer effizienteren Rheuma- 
bekämpfung in der Bundesrepublik Deutschland. 

Trotz der großen Anstrengungen aller Beteiligten im 
nationalen Bereich, einschließlich des verstärkten in- 
ternationalen Verbunds, konnte insbesondere in den 
grundlegenden Teilbereichen Frühdiagnostik und 
-therapie der erhoffte große Durchbruch noch nicht 
erreicht werden. Mehr und mehr werden jedoch Teü- 
ergebnisse bekannt, deren Zusammenführung die 
konzeptionellen Vorstellungen über die Ursachen 
und Entwicklungen rheumatischer Erkrankungen so 
verdichten könnte, daß besser als bisher ursächliche 
Beziehungen und Grundlagen erkennbar werden. 
Damit besteht Hoffnung, daß die „Volkskrankheit 
Rheuma" mittelfristig in ihren Ursachen besser ver- 
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standen und damit auch besser diagnostiziert und be- 
handelt werden kann. 

In der Grundlagenforschung hat es sowohl im Hin- 
blick auf die entzündhchen wie auf die durch degene- 
rative Vorgänge bedingten rheumatischen Erkran- 
kungen keine bahnbrechenden Erkenntnisse gege- 
ben. Die noch immer ungenügenden Kenntnisse be- 
gründen den ebenfalls unbefriedigenden Stand der 
Früherkennung und Frühdiagnostik dieser Erkran- 
kungen. Die Bundesregierung hat die erforderliche 
Förderung der klinisch orientierten Grundlagenfor- 
schung aufgegriffen und fördert nach Abstimmung 
mit den übrigen Förderorganisationen Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben im Bereich der Entste- 
hung entzündlicher rheumatischer Erkrankungen, 
aber auch der degenerativ bedingten Arthrosen. 

Die rheumatischen Erkrankungen sind Schwerpunkt 
im Programm „Forschung und Entwicklung im Dien- 
ste der Gesundheit", das derzeit fortgeschrieben wird 
(1988 bis 1991). Dabei werden die strukturellen Pro- 
bleme der deutschen Rheumaforschung, die eine in- 
terdisziplinäre Grundlagenforschung mit engem Be- 
zug zur klinischen Forschung erheblich erschweren, 
vorrangig berücksichtigt. Der Bericht macht deutlich, 
in welchem Umfange auch hier die Länder einzubin- 
den sind. 

Die strukturellen Schwierigkeiten der Rheuma-For- 
schung — Universitätskliniken mit hohem For- 
schungspotential, jedoch ohne ausreichende Zahl von 
Rheumapatienten mit den sich daraus ergebenden 
Folgen für die klinische Forschung und auch für die 
Ausbildung der Medizinstudenten auf der einen und 
die Rheumakliniken, in denen üblicherweise die 
Mehrzahl der Rheumapatienten behandelt wird, mit 
ihrem nur geringen Forschungspotential auf der an- 
deren Seite — sind nur schwierig auszugleichen. Mit 
Förderung des Bundes wurden 1987 zwei klinische 
Forschungs- und Arbeitsgruppen der Max-Planck- 
Gesellschaft an der Universität Erlangen-Nürnberg 
eingerichtet, um Wege der Zusammenarbeit zwischen 
Universitäten und Rheumaküniken zu entwickeln und 
um die rheumatologische Ausbildung weiter zu ver- 
bessern. 

Von besonderer Bedeutung sind für die Bundesregie- 
rung Forschungs- und Versorgungsdefizite in ihren 
Auswirkungen für rheumatisch erkrankte Kinder und 
Jugendliche. Sie prüft derzeit in Zusammenarbeit mit 
den Fachgesellschaften, in welcher Form hier spezifi- 
sche Fortschritte zu erzielen sind. Unterstützende 
Hilfe wird dabei auch von den Arbeitskreisen der El- 
tern rheumakranker Kinder sowie von den Clubs jun- 
ger Rheumakranker in der Deutschen Rheuma-Liga 
erwartet. 

Die Bundesregierung hat zur Erforschung der kom- 
plexen Zusammenhänge zwischen Arbeitsplatzbela- 
stung und rheumatischen Erkrankungen im Rahmen 
ihres Programms „Humanisierung des Arbeitslebens" 
Vorhaben eingeleitet, die insbesondere Möglichkei- 
ten der Prävention auf decken sollen. Grundlage dafür 
ist die Kenntnis, daß vorrangig die degenerativen 
rheumatischen Erkrankungen durch besondere Ar- 
beitsbedingungen zumindest mitverursacht werden. 


Bedauerlich ist, daß ein Förderangebot zur Durchfüh- 
rung von Therapiestudien wegen struktureller und 
organisatorischer Probleme, wegen mangelnder Stan- 
dcirdisierung, schwieriger differential-diagnostischer 
Abgrenzung der verschiedenen Krankheitsbilder und 
nicht zuletzt wegen ethisch-juristischer Probleme bis- 
lang ungenutzt blieb. Als neuer Ansatz ist hier ein von 
der Max-Planck-Gesellschaft geplantes und getrage- 
nes Verbundprojekt über die Funktion und Bedeu- 
tung bestimmter körpereigener Stoffe zur Therapie 
chronisch entzündlicher Gelenkerkrankungen als 
neues Schwerpunktvorhaben zu sehen, das aus Mit- 
teln des Programms „Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit" finanziert wird. 

Eine abschließende Aussage dazu, ob die Ausbildung 
in der Rheumatologie im Medizinstudium durchweg 
ausreicht, ist wegen der unterschiedlichen Stellung- 
nahmen zu dieser Frage nicht möglich. Die Bundesre- 
gierung wird die Frage klären, ob und ggf. inwieweit 
die Ausbildung in der Rheumatologie im Rahmen des 
Medizinstudiums verbesserungsbedürftig ist. Der 
Verordnungsgeber der Approbationsordnung für 
Ärzte kann jedoch keinen umfassenden Einfluß auf 
die inhaltliche Gestaltung der Lehre nehmen, da diese 
Sache der Hochschulen ist. Er hat nur die Möglichkeit, 
über die Festlegung von Pflichtunterrichtsveranstal- 
tungen für das Medizinstudium und der Bestimmung 
der Gegenstände für die staatlichen Prüfungen in der 
ärztiichen Ausbildung inhaltlich auf die Lehre einzu- 
wirken. 

Im Bereich der nichtärztlichen Heilberufe — der Kran- 
kengymnasten, der Beschäftigungs- und Arbeitsthe- 
rapeuten, der Masseure und medizinischen Bademei- 
ster — erscheint die Anzahl Ausgebildeter inzwischen 
angemessen. 

Die Weiterbildung soidnungen aller Landesärztekam- 
mem enthalten die Teilgebietsbezeichnung „Rheu- 
matologie" für die Gebiete „Innere Medizin" und 
„Orthopädie". Insgesamt 418 Ärzte haben bis zum 
31. Dezember 1986 von der Möglichkeit des Erwerbs 
der Teilgebietsbezeichnung „Rheumatologie" Ge- 
brauch gemacht. 184 Ärzte haben in der Inneren Me- 
dizin und 234 in der Orthopädie die Teilgebietsbe- 
zeichnung „Rheumatologie" erworben. Rheumapa- 
tienten müssen zwar nicht in jedem Falle durch 
„Rheumatologen " behandelt werden. Es ist aber wün- 
schenswert, daß künftig eine noch größere Anzahl von 
Ärzten mit dieser Weiterbildungsqualifikation zur 
Verfügung steht. 

Im Bereich der ärztlichen Fortbildung kann heute da- 
von aus gegangen werden, daß die ärztlichen Organi- 
sationen diese umfassend und genügend intensiv be- 
treiben. 

Der Deutsche Akademische Austauschdienst fördert 
mit Mitteln des Programms „Forschung und Entwick- 
lung im Dienste der Gesundheit" im Rahmen eines 
Sonderprogramms Fortbildungs- und Forschungsvor- 
haben von jungen Ärzten und Wissenschaftlern in der 
Epidemiologie und Rheumatologie im Ausland. 

Die Forschung im Bereich Früherkennung und Früh- 
diagnose hat noch nicht zu den erhofften Erfolgen 
geführt. Diese Feststellung wird auch für andere Staa- 
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ten getroffen, trotz der dort z. T. anscheinend günsti- 
geren strukturellen Bedingungen der Rheumafor- 
schung. Es fehlt eben an den bahnbrechenden Er- 
kenntnissen über Ursachen, Früherkennung und 
Frühdiagnostik. 

Im Bereich der Rheumabehandlung ist ein Standard 
erreicht worden, der sicherstellt, daß Rheumapatien- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland nach den 
neuesten internationalen Erkenntnissen gleichgut be- 
handelt werden können. Durch die Bemühungen 
— auch der Bundesregierung — ist es gelungen, zwi- 
schen vielen Orten der Rheumabehandlung eine enge 
Kooperation aufzubauen, die es ermöghcht, durch 
schnellen Erfahrungsaustausch den Standard der Be- 
handlung in den Versorgungseinrichtungen anzuhe- 
ben und gleichartig zu gestalten. 

Die regionale Betreuung chronisch kranker Rheuma- 
patienten ist wegen der räumlichen Trennung ambu- 
lanter, stationärer und rehabilitativer Behandlungen 
noch immer nicht zufriedenstellend. Dieser Mangel 
hat die Bundesregierung veranlaßt, Modellvorhaben 
in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig- 
Holstein und Bayern zu fördern, mit denen eine enge 
Zusammenarbeit von Behandlern und Patienten 
(-selbsthilfegruppen) in Absprache mit den Sozialver- 
sicherungsträgem erfolgt. Zur Verbesserung der Ver- 
sorgungslage wurden zudem gezielte Interventions- 
maßnahmen eingeleitet, zu denen Patientenaufklä- 
rungskurse ebenso gehören wie die Etabherung von 
Selbsthilfegruppen unterschiedhchster Art. 

Bestehende Defizite bei der stationären Versorgung 
von Rheumapatienten sollen durch die weitere Ver- 
bessemng der fachübergreifenden Zusammenarbeit 
im Rahmen des Programms der Bunde sregiemng 
„Verbesserung der Versorgung chronisch Kranker" 


abgebaut werden. Besondere Bedeutung dabei hat 
der lückenlose Übergang zwischen der Akutkranken- 
betreuung und der anschheßenden medizinischen Re- 
habüitation. Modelle konnten zeigen, auf welche 
Weise die Zusammenarbeit zwischen den stationären 
und poststationären Einrichtungen und Diensten ver- 
bessert werden können. Ein besonders wichtiges 
Brückenglied für die Rehabilitation Rheumakranker 
wird durch die vielfältigen Aktivitäten der Deutschen 
Rheuma-Liga sichergestellt, die meißgebhch durch 
Unterstützung der Bundesregierung ihren erfolgrei- 
chen Auf- und Ausbau betreiben konnte. 

Angesichts der Millionen von Bürgerinnen und Bür- 
gern, die an Krankheiten des rheumatischen Formen- 
kreises leiden, die Schmerzen und Bewegungsein- 
schränkungen mit all den sich daraus für den priva- 
ten und bemflichen Bereich ergebenden Konsequen- 
zen hinnehmen müssen, stellt die „Volkskrankheit 
Rheuma" der Gesundheitspolitik eine prioritäre Auf- 
gabe. Die Behandlungskosten, Kosten für vorzeitige 
Berentungen sowie der Ausfall am Bmttosozialpro- 
dukt geben diesen Erkrankungen auch einen beson- 
deren Stellenwert in den Bemühungen um Kosten- 
dämpfung im Gesundheitswesen. Die fehlenden wis- 
senschaftlichen Erkenntnisse über die Ursachen rheu- 
matischer Erkrankungen und die sich daraus ablei- 
tenden Konsequenzen für eine derzeit nicht möghche 
Prävention, Frühdiagnostik und ursächhche Behand- 
lung dürfen nicht lähmend auf die weiteren Bemü- 
hungen wirken. Vor diesem Hintergrund dürfen auch 
die, an den Erwartungen gemessen, cds zu gering er- 
scheinenden Fortschritte zumindest als Teilerfolge 
gewertet werden, die es weiter auszubauen gilt. Dafür 
wird sich die Bundesregierung mit den ihr zur Verfü- 
gung stehenden Möglichkeiten auch künftig nach- 
drücklich einsetzen. 
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